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Teil 1: 

Einführung 

1. Kapitel: 

Grundlagen und Begriffe 

A. Aufgaben, Ausgaben und Einnahmen 

Sobald mehrere Personen zusammenwirken, gibt es geschriebene oder un-
geschriebene Regeln, die klären, wem die Erledigung der anstehenden 
Aufgaben obliegt. Das gilt selbst für kleinere Einheiten, besonders aber für 
größere Gruppen und für nahezu jede öffentlich-rechtliche Körperschaft1. Erst 
recht steht der Staat vor der Notwendigkeit, Kompetenzen auf verschiedene 
Handlungsträger zu verteilen. Von der Art und Weise, wie er diese Verteilung 
vornimmt, hängt sein Funktionieren und letztlich zu einem großen Teil das 
Wohlergehen seiner Bürger ab. Reicht es in einer kleineren organisatorischen 
Einheit, etwa einer Gemeinde, aus, die Aufgaben den verschiedenen Funk-
tionsträgern zuzuweisen, gestaltet sich die Aufteilung in einem Staat durchaus 
komplizierter. Regelmäßig wird sich ein Staat in verschiedene Ebenen glie-
dern. Neben der staatlichen Ebene dürfte meist eine kommunale vorhanden 
sein. Grundlage des Verteilungsprozesses sind die vorhandenen Aufgaben. Es 
gilt zunächst, die Aufgaben vertikal zu verteilen, sie einer bestimmten Ebene 
zu übertragen2. Die so begründeten Zuständigkeiten für das Erfüllen staatli-
cher Obliegenheiten sind sodann auf der jeweiligen Ebene, horizontal, den zu-
vor errichteten Untergliederungen zuzuweisen. 

Beim Ausführen der übertragenen Aufgaben entstehen Kosten. Erforderlich 
sind deshalb Normen, die festlegen, wer diese Kosten zu tragen hat. Steht fest, 
wem die Ausgaben obliegen, so wird sich bald erweisen, daß die Möglichkeit, 
die Aufgabenverteilung mit Leben zu erfüllen, ganz wesentlich davon ab-

1 Herbert Fischer-Menshausen, Finanzausgleich II: Grundzüge des Finanzausgleichsrechts, in: 
Handwörterbuch der Wirtschaftswissenschaft (HdWW), Band 2, 1980, S. 636 f. 

2 Rolf Peffekoven, Finanzausgleich I: Wirtschaftstheoretische Grundlagen, H d W W 2, S.608 
(609). 
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hängt, ob der Ebene, die die Ausgaben tragen soll, die dafür erforderlichen 
Finanzmittel zur Verfugung stehen3. Von der dem Finanzbedarf angemessenen 
Aufteilung der vorhandenen Finanzmittel auf die verschiedenen Ebenen des 
Staates hängt es somit ab, ob jede von ihnen die anfallenden Ausgaben decken 
kann4. Eine unzureichende Finanzausstattung be- oder verhindert die sachge-
rechte Erfüllung der übertragenen Aufgaben5. Stellt die Einnahmenverteilung 
nicht sicher, daß jede Ebene die mit den Aufgaben verbundenen Ausgaben tra-
gen kann, gerät das gesamte System der staatlichen Kompetenzverteilung ins 
Wanken. 

Besondere Bedeutung erlangt die Verteilung der Aufgaben, Ausgaben und 
Einnahmen im föderalistisch organisierten Staat, dem Bundesstaat6. Nach der 
überkommenen Vorstellung ist charakteristisch für den Bundesstaat das 
Bestehen zweier Ebenen, denen jeweils nicht voneinander abgeleitete 
Staatlichkeit zukommt7. Die Gliedstaaten — als Länder, Kantone, states, pro-
vinces oder ähnliches bezeichnet — sind deshalb nicht untergeordnete Ver-
waltungseinheiten des Gesamtstaates, sondern Staaten mit eigener, allerdings 
durch die Verfassung des Gesamtstaates beschränkter und deshalb nicht unbe-
dingt völkerrechtlicher Souveränität8. Ihre Staatlichkeit drückt sich insbeson-
dere darin aus, daß ihnen ein unentziehbarer Kernbestand von Aufgaben zur 
selbständigen Erfüllung übertragen ist9. Wenn die unselbständigen Unterglie-
derungen eines strikten Einheitsstaates nicht mit ausreichenden Finanzmitteln 
ausgestattet sind, wird darunter die Aufgabenerfüllung leiden. Das gleiche gilt 
zwar auch im Bundesstaat; hier kommt jedoch hinzu, daß die Fähigkeit aller 
Glieder des Bundesstaates, ihre Aufgaben auch tatsächlich wahrzunehmen, 
ganz wesentlich über die Machtverteilung zwischen ihnen mitentscheidet10. 
Für den Gesamtstaat und die Gliedstaaten stellt sich die Existenzfrage, wenn 
eine unangemessene Einnahmenverteilung die Deckung der jeweiligen 
Ausgaben und damit die Erfüllung der Aufgaben beeinträchtigt. Darüber hin-

lHans Spanner, Über Finanzreform und Bundesstaat, FS TheodorMaunz, 1971, S. 375. 
' Paul Kirchhof, Der Verfassungsauftrag zum Länderfmanzausgleich als Ergänzung fehlender 

und als Garant vorhandener Finanzautonomie, 1982, S. 11. 
5 Josef Isensee, Idee und Gestalt des Föderalismus im Grundgesetz, in: Isensee/Kirchhof 

Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Band IV (HStR IV), 1990, § 98 
Rdnr. 210. 

6 Johannes Popitz, Der Finanzausgleich, in: Gerloff/Meisel, Handbuch der Finanzwissen-
schaft, 2. Band, 1927, S. 338 (342); Fischer-Menshausen, HdWW 2, S. 636 (639). 

7 Vgl. nur Theodor Maunz, Staatlichkeit und Verfassungshoheit der Länder, HStR IV, § 94 
Rdnr. 2; Peter Badura, Die „Kunst der föderalen Form" - Der Bundesstaat in Europa und die 
europäische Föderation, FS Peter Lerche, 1993, S. 369 (371). 

8 Isensee, HStR IV, § 98 Rdnr. 64 ff. Vgl. auch Walter Rudolf, Bundesstaat und Völkerrecht, 
AVR27 (1989), 1 ff. 

' Maunz, HStR IV, § 94 Rdnr. 12; Wolfgang Graf Vitzthum, Der Föderalismus in der eu-
ropäischen und internationalen Einbindung der Staaten, AöR 115 (1990), 281 (283). 

10 Rudolf Wendt, Finanzhoheit und Finanzausgleich, HStR IV, 104 Rdnr. 1. 
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aus kommt es im Bundesstaat nicht nur darauf an, daß jeder Ebene im Ergeb-
nis ausreichende Finanzmittel zur Verfügung stehen. Für die Staatlichkeit bei-
der Seiten ist darüber hinaus erforderlich, daß weder der Gesamtstaat noch die 
Gliedstaaten von Finanzzuweisungen abhängig sind, die im Belieben des je-
weiligen Gegenübers stehen. Souveränität und finanzielle Abhängigkeit ver-
tragen sich nur sehr schlecht miteinander. Die Finanzmittel müssen deshalb 
aus einer Quelle fließen, die nicht allein der Verfügungsgewalt der anderen 
Seite untersteht. Das alleinige Verfügenkönnen über Einnahmequellen mag in 
diesem Zusammenhang die Souveränität der einzelnen Glieder des Bundes-
staates besonders unterstreichen. Ihre Staatlichkeit hängt jedoch davon nicht 
ab. Als qualitativ nahezu ebenbürtig wird man rechtlich durchsetzbare An-
sprüche auf Teilhabe an gemeinsamen Einnahmen oder auf Finanzzuweisun-
gen ansehen können. Insgesamt gehört die Finanzhoheit zu den wesentlichen 
Elementen eines funktionsfähigen Bundesstaates11. Sowohl dem Gesamtstaat 
als auch den Gliedstaaten müssen Einnahmen in einer Höhe zur Verfügung 
stehen, die das Tragen der notwendigen Ausgaben ermöglicht und damit letzt-
lich eine Aufgabenerfüllung sicherstellt, die der von Staaten entspricht12. Nach 
der Terminologie des Bundesverfassungsgerichts sind die Länder „nur dann 
Staaten, wenn ihnen ein Kern eigener Aufgaben als ,Hausgut' unentziehbar 
verbleibt". Andernfalls verkommt die Staatlichkeit zu einer leeren Hülse13. Zu 
den theoretisch vorhandenen Aufgaben muß die reale Umsetzbarkeit dieser 
Kompetenzen hinzukommen14. Uber die Staatsqualität entscheiden die 
Finanzen in Form der Ausgaben- und Einnahmenverteilung selbstverständlich 
nicht allein; ihnen kommt insofern jedoch eine herausragende Bedeutung zu. 
An der Ausgestaltung und der praktischen Anwendung der Verfassungsnor-
men, die sich auf Ausgaben und Einnahmen beziehen, der Finanzverfassung15, 
läßt sich der Grad der Selbständigkeit ablesen, der dem Gesamtstaat und den 
Gliedstaaten zukommt16. 

11 Vgl. nur P. Kirchhof, Der Verfassungsauftrag, S. 5. 
12 BVerfGE 72, 330 (383); 86, 148 (213). Vgl. auch Isemee, HStR IV, § 98 Rdnr. 70; Wolfgang 

Renzsch, Finanzverfassung und Finanzausgleich, 1991, S. 12. 
13 BVerfGE 34, 9 (20). Dietmar Kettler, Die Staatsqualität der Bundesländer, Recht und 

Politik 1995, 165 (167), kommt schon jetzt zu dem Ergebnis, daß die deutschen Länder ihre 
Staatlichkeit verloren haben. 

14 Wendt, HStR IV, § 104 Rdnr. 1. 
15 Hans Spanner, Krise oder Ende des Bundesstaates?, FS AdolfJ. Merkl, 1970, S. 375 (377), 

meint, es unterliege „keinem Zweifel, daß wenigstens die grundlegenden Bestimmungen über 
den bundesstaatlichen Finanzausgleich in die Verfassung selbst hineingehören". 

16 Friedrich Schäfer, Bundesstaatliche Ordnung als politisches Prinzip, Aus Politik und 
Zeitgeschichte 1975/B 17, S. 3 (9); Jürgen Hinnendahl, Die Steuerverteilung zwischen Bund und 
Ländern in der Bundesrepublik Deutschland, 1974, S. 94. 
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B. Der Begriff des Finanzausgleichs 

Die Terminologie in Rechtsprechung und Schrifttum ist hinsichtlich des 
Begriffs „Finanzausgleich" sehr uneinheitlich17. Die gerade skizzierten Wech-
selbeziehungen legen es nahe, die Verteilung der Aufgaben, Ausgaben und 
Einnahmen nicht isoliert voneinander zu betrachten. Wenn auch das Wort 
„Finanzausgleich" eine besondere Nähe zu den Finanzen in Form von Aus-
gaben und Einnahmen nahelegt, erscheint es auf diesem Hintergrund doch 
sinnvoll, die Aufgaben nicht auszuschließen. Aufgaben, Ausgaben und Ein-
nahmen bedingen sich gegenseitig. Gerade im staatlichen Bereich wird es nur 
selten zu einer Ansammlung von Einnahmen kommen, die nicht bereits als 
Ausgaben zur Aufgabenerfiillung verplant sind18. Finanzausgleich im weitesten 
Sinne läßt sich deshalb verstehen als Verteilung der Aufgaben, Ausgaben und 
Einnahmen auf die verschiedenen Ebenen des Staates19. Dieses Verständnis 
liegt regelmäßig dem Begriff des Finanzausgleichs zugrunde, von dem die 
Finanzwissenschaft ausgeht20. Gewiß ist dieses umfassende Verständnis von 
„Finanzausgleich" nicht zwingend. So läßt sich der Begriff— wie bereits ange-
deutet — durchaus allein auf jene Normen beziehen, die die Verteilung der 
Ausgaben und Einnahmen regeln21. Diese Auffassung begegnet etwa im öster-
reichischen Finanz-Verfassungsgesetz22, das den Begriff Finanzausgleich, wie 
sich aus der Uberschrift seines ersten Abschnitts ergibt, für die Verteilung der 
Ausgaben und der Einnahmen auf die verschiedenen Ebenen des Bundes-
staates verwendet. Zu unterscheiden wären dann — mit oder ohne Einbezie-
hung der Aufgaben — der aktive Finanzausgleich, der sich mit den Einnahmen 
beschäftigt, sowie der passive Finanzausgleich, der die Zuordnung der Aus-

17 Dazu Hans Pagenkopf, Der Finanzausgleich im Bundesstaat, 1981, S. 31 ff.; Karl Heinrich 
Friauf, Der bundesstaatliche Finanzausgleich, JA 1984, 618 f.; Norbert Andel, Finanz-
wissenschaft, 1983, Kapitel 27 § 1, S. 473. 

18 Vgl. aber den Hinweis auf den „Juliusturm", die Ansammlung von Budgetüberschüssen 
in der Bundesrepublik Deutschland Mitte der 50er Jahre, bei Wolfram Höfling, Staats-
schuldenrecht, 1993, S. 278. 

19 Popitz, in: Gerloff/Meisel, Handbuch der Finanzwissenschaft, S. 338 (342), formuliert : 
„Finanzausgleich ist die Gesamtheit der Tatbestände und Regelungen, die die finanziellen 
Beziehungen unter den in einem Einheitsstaat oder in einer Staatenverbindung vorhandenen 
Gebietskörperschaften zum Inhalt haben". 

20 Vgl. nur Horst Zimmermann/Klaus-Dirk Henke, Finanzwissenschaft, 7. Aufl. 1994, S. 171 ff.; 
Horst Zimmermann, Allgemeine Probleme und Methoden des Finanzausgleichs, in: Neumark/ 
Andel/Haller, Handbuch der Finanzwissenschaft, Band IV, 3. Aufl. 1983, S. 3 (4); DieterBiehl, 
Die Entwicklung des Finanzausgleichs in ausgewählten Bundesstaaten: Bundesrepublik 
Deutschland, ebd., S. 69 (71); Peffekoven, H d W W 2, S. 608; Werner Ehrlicher, Finanzausgleich 
III: Der Finanzausgleich in der Bundesrepublik Deutschland, H d W W 2, S. 662 f. Ebenso Klaus 
Stern, Staatsrecht Band II, 1980, S. 1128. 

21 So wohl Fischer-Menshansen, H d W W 2, S. 636 (637). 
22 Bundesverfassungsgesetz vom 21. Jänner 1948 über die Regelung der finanziellen 

Beziehungen zwischen dem Bund und den übrigen Gebietskörperschaften, BGBl. 1948 Nr. 45. 
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gaben (und Aufgaben) betrifft23. Gerade die juristische Terminologie zieht die 
Grenzen allerdings meist noch enger. Sie beschränkt den Finanzausgleich auf 
die Einnahmenverteilung24. Dieses Verständnis liegt etwa dem deutschen 
Finanzausgleichsgesetz25 zugrunde. Differenzieren läßt sich insoweit zwischen 
dem vertikalen Finanzausgleich, der Verteilung der Einnahmen auf die beiden 
Ebenen des Staates, sowie dem horizontalen Finanzausgleich, der Aufteilung 
des Anteils der Gliedstaaten auf jeden einzelnen von ihnen26. Die Uberschrift 
des Art. 107 GG („Finanzausgleich") macht deutlich, daß der Verfassungs-
gesetzgeber den Begriff Finanzausgleich im Sinne des horizontalen 
Finanzausgleichs verwendet27. 

Die Staatlichkeit der Gliedstaaten eines Bundesstaates hängt nicht allein 
davon ab, daß ihnen gemeinsam ein ausreichend großer Anteil an den verfug-
baren Finanzmitteln zusteht. Jeder einzelne Gliedstaat benötigt eine Finanz-
ausstattung, die seinen Aufgaben und den damit verbundenen notwendigen 
Ausgaben angemessen ist28. Je größer der Spielraum ist, den die einschlägigen 
Normen — in der Regel Vorschriften der Verfassung des Gesamtstaates — ihnen 
hinsichtlich der Einnahmenerzielung lassen, umso weniger einheitlich wird 
das Ergebnis einer primären, ihrer Wirtschaftskraft entsprechenden Einnah-
menverteilung ausfallen. Soll sichergestellt sein, daß auch die „ärmeren" 
Gliedstaaten in der Lage sind, ihre Aufgaben zu erfüllen, wird nach dieser 
primären Aufteilung der gesamten Finanzmasse eine Umverteilung hin zu den 
finanzschwächeren Staaten erforderlich sein. Sie läßt sich auf sehr verschiede-
ne Art und Weise herbeifuhren. Nicht zwangsläufig muß es zu direkten, hori-
zontalen Zahlungen zwischen den Gliedstaaten kommen, wie sie Art. 107 Abs. 

23 Peffekoven, H d W W 2, S. 608; Marlies Hummel/Wolfgang Nierhaus, Die Neuordnung des 
bundesstaatlichen Finanzausgleichs im Spannungsfeld zwischen Wachstums- und Verteilungs-
zielen, 1994, S. 2. 

24 So etwa Klaus Vogel, Grundzüge des Finanzrechts des Grundgesetzes, HStR IV, § 87 Rdnr. 
27; Hartwig Donner, Aktuelle Probleme des Finanzausgleichs im sozialen Bundesstaat, ZRP 
1985, 327 (328); Friauf,}A 1984, 618\ Hans-Günter Henneke, Öffentl iches Finanzwesen, Finanz-
verfassung, 1990, Rdnr. 578; Theodor Maunz, Länder und Gemeinden im Finanzausgleich, 
BayVBl. 1993, 449; Otto Model/Klaus Müller, GG, 11. Aufl. 1996, Art. 107 Rdnr. 1. 

25 Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern (FAG) in der Fassung des 
Art. 33 des Gesetzes zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms (FKPG) vom 
23.6.1993, BGBl. I S. 944 (977). Allerdings begegnet das Wort Finanzausgleich erst in der Über-
schrift des zweiten Abschnitts, der Art. 107 Abs. 2 GG umsetzt . 

26 Vogel, HStR IV, § 87 Rdnr. 28; Otto Beierl, Zur Reform des Länderfinanzausgleichs im ver-
einten Deutschland, FS Wolfgang Jakob, 1991, S. 9 f.; Reinhard Mußgnug, Der horizontale 
Finanzausgleich auf dem Prüfstand des Bundesverfassungsgerichts - B V e r f G , NJW 1986, 2629, 
JuS 1986, 872 f. 

27 Vgl. auch Michael Inhester, Verfassungsfragen der Finanzverfassung im wiedervereinigten 
Bundesstaat, NVwZ 1993, 137 (138), der differenziert zwischen primärem vertikalen Finanz-
ausgleich (Art. 106 GG), primärem horizontalen Finanzausgleich (Art. 107 Abs. 1), sekundärem 
horizontalen Finanzausgleich (Art. 107 Abs. 2 S. 1 und 2 GG) und sekundärem vertikalen 
Finanzausgleich (Art. 107 Abs. 2 S. 3 GG). 

28 Josef Isensee, Der Föderalismus und der Verfassungsstaat der Gegenwart, AöR 115 (1990), 
248 (273). 
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2 S. 2 GG vorsieht. So lassen sich schon in das System der primären Ein-
nahmenverteilung Elemente einbauen, die zu einem Ergebnis fuhren, das von 
der Wirtschaftskraft der Empfänger abweicht. Die deutsche Finanzverfassung 
enthält mit den Ergänzungsanteilen im Rahmen der horizontalen Verteilung 
der Umsatzsteuererträge29 auch dafür ein Beispiel30. Neben horizontalen Zah-
lungen und solchen Regelungen oder an ihrer Stelle kommen darüber hinaus 
vertikale Transfers verschiedener Art vom Gesamtstaat zu den finanz-
schwächeren Gliedstaaten in Betracht, die horizontal ausgleichende Wirkung 
entfalten. Diese Form der Umverteilung ist in den meisten Bundesstaaten üb-
lich. Man mag deshalb unterscheiden zwischen dem ertragszuweisenden „pri-
mären" und dem umverteilenden „sekundären" Finanzausgleich31. Nimmt man 
nun den Begriff „Finanzausgleich" wörtlich, liegt es durchaus nicht fern, mit 
ihm nur diesen Ausgleich zwischen den Gliedstaaten — direkt oder auf dem 
Umweg über Zahlungen des Gesamtstaates — zu beschreiben. Häufig findet der 
Terminus „Finanzausgleich" deshalb in diesem engeren Sinne Verwendung32. 

Ähnlich uneinheitlich wie die Verwendung des Terminus „Finanzausgleich" 
ist auch die des Begriffs „Länderfinanzausgleich". Gelegentlich bezeichnet er 
den gesamten Vorgang der Einnahmenverteilung zwischen Bund und 
Ländern33, gelegentlich nur den auf der Ebene der Länder34. Insofern dient die-
ser Begriff der Unterscheidung zwischen dem bundesstaatlichen Finanzaus-
gleich, der die Ebene von Bund und Ländern betrifft, und dem kommunalen 
Finanzausgleich. Of t zählt zum Länderfinanzausgleich die an die Ertrags-
zuweisung anschließende Umverteilung zwischen den Ländern. Neben dem so 
verstandenen (horizontalen) Länderfinanzausgleich des Art. 107 Abs. 2 S. 1 
und 2 GG stehen dann die vertikalen und ungebundenen Transferzahlungen 
des Bundes nach Art. 107 Abs. 2 S. 3 GG, die Bundesergänzungszuweisun-
gen35. Soweit der Begriff „Länderfinanzausgleich" in dieser Arbeit vorkommt, 

29 Art. 107 Abs. 1 S. 4 GG. Näher dazu unten Kapitel 5 B IV 2, S. 213. 
30 Auf einem Irrtum beruhen dürfte die Gleichsetzung der Umsatzsteuer-Ergänzungsanteile 

mit dem Finanzausgleich zwischen den Ländern bei Schiffer, Aus Politik und Zeitgeschichte 
1975/B 17, S. 3 (10) 

31 So Vogel, HStR IV, § 87 Rdnr. 28; Dieter Birk, Grundzüge der Finanzverfassung der 
Bundesrepublik Deutschland (Art. 104 a-115 GG), SteuerStud 1987, 290 (293). 

32 So etwa Wendt, HStR IV, § 104 Rdnr. 49; Ferdinand Kirchhof, Finanztransfers aus 
Separathaushalten im Bundesstaat, FS Günter Dürig, 1990, S. 447. 

33 Vgl. z.B. Rolf Peffekoven, Reform des Finanzausgleichs - eine vertane Chance, FA 51 
(1994), 282 (291); Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen, Gutachten 
zum Länderfinanzausgleich in der Bundesrepublik Deutschland, 1992, S. 2. Unterschieden 
wird dann zwischen vertikaler Steuerverteilung und horizontaler Steuerverteilung sowie Finanz-
ausgleich i.e.S. oder Finanzausgleich unter den Ländern und Bundesergänzungszuweisungen. 

34 Vgl. Franz Klein, Die Finanzreform als Neuordnung der Finanzverfassung, BB 1967, 969 
(971); Hans Ulrich Rehhahn, Zukunftsperspektiven des Länderfinanzausgleichs, Wirtschafts-
dienst 1988, 269 (270). 

35 Vgl. Werner Patzig, Länderfinanzausgleich und Bundesergänzungszuweisungen aus der 
Sicht des Bundesverfassungsgerichts, DOV 1986, 1037; Fritz Ossenbühl, Verfassungsrechtliche 
Grundfragen des Länderfinanzausgleichs gem. Art. 107 II GG, 1984, S. 36 ff.; Peter Selmer, Die 
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ist er in diesem engsten Sinne zu verstehen. Zum Teil umschreibt der Begriff 
„Länderfinanzausgleich" — insofern meist gleichbedeutend neben dem 
Terminus „horizontaler Finanzausgleich" gebraucht — aber auch beide Ele-
mente der Umverteilung36. Unabhängig von der gewählten Definition ist Ziel 
jeden Finanzausgleichs, allen Gebietskörperschaften eine bedarfsgerechte 
Finanzausstattung zuzuweisen, die ihnen die Deckung ihrer Ausgaben und da-
mit die Erfüllung ihrer Aufgaben ermöglicht37. 

C. Bundesrepublik Deutschland und Europäische Union 

Wie erwähnt, gibt es einen Finanzausgleich im weitesten Sinne in nahezu 
jedem Staat. Die Eigenheiten des Bundesstaates lassen es angeraten erschei-
nen, seiner Ausgestaltung besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Es wäre 
durchaus interessant, die einschlägigen Regelungssysteme aller oder einer 
Gruppe von Bundesstaaten rechtsvergleichend zu untersuchen. Solche Unter-
suchungen gibt es im deutschen Sprachraum bereits38. Sie beziehen sich je-
doch auf die Ausprägungen der Bundesstaatlichkeit und die Kompetenzvertei-
lung allgemein. Die Verteilung der Ausgaben und Einnahmen sowie die 
erforderliche Umverteilung stehen nur neben zahlreichen weiteren Gliede-
rungspunkten39. Solchen finanzverfassungsrechtlichen Aspekten kommt dort 
also nur eine geringe Bedeutung zu. 

Problematisch ist in jedem Fall die Auswahl der untersuchten Bundesstaa-
ten40. Eine detaillierte Erforschung der Finanzausgleichssysteme aller föderali-

gesetzliche Neuordnung der bundesstaatlichen Finanzbeziehungen, FA 51 (1994), 331 (345); 
Stefan Korioth, Die Finanzausstattung der neuen Bundesländer, DVB1. 1991, 1048 (1052); Klaus 
Tipke/Joachim Lang, Steuerrecht, 14. Aufl. 1994, § 3 Rdnr. 43. Auch § 2 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Errichtung eines Fonds „Deutsche Einheit", Art. 31 des Gesetzes zu dem Vertrag vom 18. 
Mai 1990 über die Schaffung einer Wahrungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik vom 25.6.1990, 
BGBl. II S. 518 (533), unterscheidet zwischen Länderfinanzausgleich und Bundesergänzungs-
zuweisungen. 

36 So etwa Art. 7 Abs. 3 S. 1 des Einigungsvertrages vom 31.8.1990, BGBl. II S. 885 (891). 
Ähnlich BVerfGE 72, 330 (385 ff.); 86, 148 (213 f.). Vgl. auch Franz Klein, Bund und Länder 
nach der Finanzverfassung des Grundgesetzes, in: Benda/Maihofer/Vogel, Handbuch des Ver-
fassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 2. Aufl. 1994, § 23 Rdnr. 49. 

37 Vgl. Gerhard Rusch, Die regionalpolitische Effizienz des Finanzausgleichs, in: Matzner, 
Öffentliche Aufgaben und Finanzausgleich, 1977, S. 319 (320): „Der Finanzausgleich ist ein 
Basisinstrument, das die Grundausstattung der Gebietskörperschaften mit finanziellen Mitteln 
regelt". 

38 MichaelBothe, Die Kompetenzstruktur des modernen Bundesstaates in rechtsvergleichen-
der Sicht, 1977; Karl Weber, Kriterien des Bundesstaates, 1980. 

39 Eine eingehende Erörterung der finanzverfassungsrechtlichen Aspekte des Bundesstaates 
findet sich allerdings bei Jean Anastopoulos, Les aspects financiers du fédéralisme, 1979. 

40 Vgl. die Überlegungen von Bothe, Kompetenzstruktur, S. 35 ff., zur Auswahl der zu un-
tersuchenden bundesstaatlichen Ordnungen. 
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stisch organisierten Staaten läßt sich kaum bewältigen41. Sie müßte nicht nur 
die europäischen und angelsächsischen Bundesstaaten erfassen, sondern dar-
über hinaus eine Fülle weiterer Föderationen. Wie gerade die Ereignisse in 
Osteuropa zeigen, kann es zum Zerfall bestehender Bundesstaaten und zur 
Bildung neuer Staatenverbindungen mit föderalistischer Struktur kommen. 
Solche Ereignisse stellen eine Gesamtdarstellung vor zusätzliche Schwierig-
keiten. Aber selbst die Beschränkung auf die industrialisierten und deshalb in 
besonderer Weise vergleichbaren Bundesstaaten Australien42, Deutschland, 
Kanada43, Osterreich44, Schweiz45 und Vereinigte Staaten von Amerika46 ließe 
wegen der Fülle der Rechtsfragen eine eingehende Analyse innerhalb eines 
überschaubaren Rahmens nur schwer zu. Eine noch weitere Eingrenzung er-
scheint somit geboten. 

Die vorliegende Arbeit beschränkt sich deshalb auf die Darstellung und 
Analyse der Verteilung von Aufgaben, Ausgaben und Einnahmen im Recht der 
Bundesrepublik Deutschland sowie der Europäischen Union. Der Vergleich er-
scheint gerade deshalb reizvoll, weil sich auf diese Weise der mittlerweile 
schon „reife" Bundesstaat Deutschland und jenes Gebilde mit dem Namen 
„Europäische Union" gegenüberstehen, das sich auf dem Weg von einer inter-
nationalen Organisation über die Stationen „Staatenbund" und „Staaten-
verbund" zu einem Ziel befindet, das „Bundesstaat" heißen kann, aber nicht 

41 Von verschiedenen Autoren verfaßte Einzeldarstellungen der öffentlichen Finanzwirt-
schaft einiger ausgewählter Länder aus finanzwissenschaftlicher Sicht enthält das von Neumark/ 
Andel/ Haikr herausgegebene Handbuch der Finanzwissenschaft in seinem Band IV, 3. Aufl. 
1983. Vgl. auch die Ubersichten: „Finanzverfassungen und Finanzreformen im internationalen 
Vergleich (Osterreich, Schweiz, Vereinigte Staaten von Amerika, Kanada)", BT-Drs. V/2861, 
S. 74 ff., sowie bei Hans GeorgRuppe, Neuordnung der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung 
— Teilbereich Finanzverfassung, in : Republik Osterreich, Neuordnung der Kompetenzvertei-
lung in Osterreich 1991, S. 289 (294 ff.). Etwas ausführlicher Advisory Commission on Inter-
governmental Relations, Studies in Comparative Federalism: Australia, Canada, the United 
States and West Germany, Washington, D.C., 1981. 

42 Zum Finanzausgleich in Australien Helmut Fischer, Finanzzuweisungen, 1988; Gordon 
Robertson, Intergovernmental Financial Relations in Canada and Australia, in: Mathews, Public 
Policy in Two Federal Countries, 1982, S. 183 ff. 

43 Ausführlich zum Finanzausgleich in Kanada Robin W. Boadway/Paul A. R. Hobson, 
Intergovernmental Fiscal Relations in Canada, 1993. Aus politikwissenschaftlicher Sicht Detlef 
Schönherr, Der föderative Finanzausgleich in den Vereinigten Staaten von Amerika, Kanada und 
der Bundesrepublik Deutschland, Diss. Bonn 1984. 

44 Zur österreichischen Finanzverfassung Hans Georg Ruppe, Finanzverfassung im Bun-
desstaat, 1977; ders., Neuordnung der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung, S. 289 (312 ff.); 
Peter Pernthaler, Osterreichische Finanzverfassung, 1984; Ulrich Hüde, Zentralismus im Bun-
desstaat - D i e österreichische Finanzverfassung vor der Reform, ZVglRWiss 93 (1994), 379 ff. 

45 Zum Finanzausgleich in der Schweiz René L. Frey/Andreas Spillmann u.a., Der Finanz-
ausgleich zwischen Bund und Kantonen, 1994. 

46 Zur Finanzverfassung der USA Werner Heun, Die bundesstaatliche Finanzverfassung der 
USA, SuS 1994, 97 (106 ff.); Ulrich Häde, Die Finanzverfassung der Vereinigten Staaten von 
Amerika, ZfZ 1994, 228 ff. 
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heißen muß47. Gerade dieses Unterwegssein macht es interessant, den 
Finanzausgleich in der Europäischen Union aus dem Blickwinkel des 
Finanzausgleichs im Bundesstaat zu sehen. Denn föderalistische Züge trägt die 
Europäische Union zweifellos48. 

Erkennt man den Bereich der Finanzen als einen besonders geeigneten 
Gradmesser für Souveränität und Staatlichkeit an, so ist die Betonung der 
Ausgaben- Einnahmenverteilung einschließlich der Umverteilung vorgegeben. 
Der Schwerpunkt dieser Arbeit liegt deshalb auf dem jeweiligen System der 
Finanzverfassung, dem Kern der bundesstaatlichen Verfassung49. Der bereits 
erläuterte enge Zusammenhang zwischen Aufgabenverteilung und Finanz-
verfassung spricht gleichwohl gegen das Außerachtlassen der Aufgaben. Sie 
bilden die Grundlage der Finanzverfassung. Losgelöst von der Aufgaben-
verteilung läßt sich die Angemessenheit der Ausgaben- und Einnahmenvertei-
lung nicht beurteilen. Diese Untersuchung versteht deshalb den Begriff des 
Finanzausgleichs im weitesten Sinne. Im Verständnis der Aufgabenverteilung 
als Grundlage der Finanzverfassung liegt jedoch zugleich eine Beschränkung. 
Die engere Fassung des Begriffs Finanzausgleich im überwiegenden juristi-
schen Schrifttum hat deshalb durchaus ihren guten Sinn, wenngleich die sehr 
unterschiedliche Praxis belegt, daß ein bestimmtes Verständnis rechtlich nicht 
zwingend vorgegeben ist50. Eine vertiefte Aufgabenkritik, die prüfen will, wel-
che Aufgaben überhaupt dem Staat zukommen51 und welche Zuständigkeiten 
dann sinnvollerweise welcher Ebene zuzuweisen wäre52, ist nicht Gegenstand 
dieser Ausarbeitung53. Die jeweils vorangestellte, in Umfang und Untersu-

47 Meinhard Hilf, Europäische Union: Gefahr oder Chance für den Föderalismus in 
Deutschland, Österreich und der Schweiz?, WDStRL 53 (1994), S. 7 (22). 

48 Vgl. etwa Koen Lenaerts, Constitutionalism and the Many Faces of Federalism, AJCL 38 
(1990), 205 (208); Michael Schweitzer, Europäische Union: Gefahr oder Chance für den 
Föderalismus in Deutschland, Österreich und der Schweiz?, W D S t R L 53 (1994), S. 48 (49); 
Ulrich Everling, Zur föderalen Struktur der Europäischen Gemeinschaften, FS Karl Doehring, 
1989, S. 179; Hermann Mosler, Die Übertragung von Hoheitsgewalt, HStR VII, 1992, § 175 
Rdnr. 78. 

49 Peter Selmer, Rechtsdogmatik und Rechtspolitik unter der Finanzverfassung des Grund-
gesetzes, in: K. Schmidt, Rechtsdogmatik und Rechtspolitik, 1990, 221. 

50 Bei der Wahl der einer Untersuchung angemessenen Begrifflichkeit dürften insoweit 
Zweckmäßigkeitserwägungen eine große Rolle spielen. Anders wohl Henneke, Öffentliches 
Finanzwesen, Finanzverfassung, Rdnr. 578. 

51 Vgl. dazu etwa Hans Peter Bull, Die Staatsaufgaben nach dem Grundgesetz, 2. Aufl. 1977. 
52 Die ökonomische Theorie des Föderalismus greift insoweit auf das Allokationsziel, das 

Distributionsziel und das Stabilisierungsziel als Kriterien zurück; vgl. dazu nur Andel, 
Finanzwissenschaft, Kapitel 27 § 2, S. 473; Zimmermann, Allgemeine Probleme und Methoden 
des Finanzausgleichs, S. 3 (9 ff.); Zimmermann/Henke, Finanzwissenschaft, S. 174 ff.; Dieter 
Brümmerhoff, Finanzwissenschaft, 6. Aufl. 1992, S. 485 ff. 

53 Teilweise vergleichbar das Vorgehen von Wemer Heun, Strukturprobleme des Finanzaus-
gleichs, Der Staat 31 (1992), 205 (208), der wohl das weitere Begriffsverständnis vorzieht, die 
Problematik der Aufgabenverteilung aber nicht selbständig thematisiert. 
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chungstiefe eher zurückhaltende Erörterung der Aufgabenverteilung zwischen 
Bund und Ländern auf der einen und Europäischer Union/Europäischen 
Gemeinschaften und Mitgliedstaaten auf der anderen Seite ist Ausgangspunkt 
der eingehenderen Analyse des Finanzverfassungsrechts. Um den vorgegebe-
nen Rahmen nicht zu sprengen, erfordern allerdings auch die Ausführungen 
zur Ausgaben- und Einnahmenverteilung sowie zur Umverteilung eine gewis-
se Begrenzung auf das Verhältnis der verschiedenen Ebenen zueinander. Auf 
die Entstehungsgeschichte der finanzverfassungsrechtlichen Normen können 
sie nur eingehen, soweit das zum Verständnis des geltenden Rechts erforder-
lich ist. Des weiteren ist die Problematik einer gerechten Steuerordnung54 

ebensowenig zu vertiefen wie die vieldiskutierte ökologische Steuerreform55. 
Die Untersuchung geht zudem vom zweigliedrigen Bundesstaat aus. Die 
Gemeinden und Gemeindeverbände in Deutschland gelten deshalb als Teil der 
Länder. Soweit das Grundgesetz ihnen im Rahmen der Finanzverfassung den-
noch eine eigenständige Stellung einräumt, ist darauf einzugehen. Die beson-
deren Probleme der Kommunen und des kommunalen Finanzausgleichs56 sind 
aber nicht Gegenstand dieser Ausarbeitung. 

Die Arbeit versteht sich darüber hinaus ausdrücklich als juristische Unter-
suchung. Ein Blick in die Anmerkungen oder das Literaturverzeichnis wird 
zwar belegen, daß vor allem wirtschaftswissenschaftliche, aber ebenso poli-
tikwissenschaftliche Stellungnahmen nicht unberücksichtigt blieben. Schon 
das erscheint jedenfalls im Hinblick darauf nicht selbstverständlich, daß juri-
stische Arbeiten solche aus den Nachbarwissenschaften oft: nur spärlich, wirt-
schaftswissenschaftliche Darstellungen andererseits juristische eher gar nicht 
zur Kenntnis nehmen57. Trotz dieser gewissen Offenheit geht die vorliegende 
Untersuchung nicht von einem interdisziplinären Ansatz aus. Soweit sie wirt-
schafte- oder politikwissenschaftliche Argumente verwendet, erhebt sie zudem 
nicht den Anspruch auf Vollständigkeit, Eigenständigkeit oder gar Weiter-

54 Eingehend dazu Klaus Tipke in seinem dreibändigen Werk: Die Steuerrechtsordnung, 
1993. 

55 Zum Themenzusammenhang der Umweltsteuern und der ökologischen Steuerreform vgl. 
nur Wolfgang Köck, Umweltsteuern als Verfassungsproblem, JZ 1991, 692; Wolfram Höfling, 
Verfassungsfragen einer ökologischen Steuerreform, StuW 1992, 242; Wolfgang Ritter, Können 
Umweltabgaben zu Lasten der Industrie einen sinnvollen Beitrag leisten?, FS KarlBeusch, 1993, 
S. 707; Helmut Mohl/Rainer Schick, Umweltschutz und Steuerrecht, KStZ 1995, 41; Thomas 
Werbeck, Ökonomische Bedenken gegen eine ökologische Steuerreform, Wirtschaftsdienst 
1995, 40 m.w.N. Siehe auch die Beiträge von Kurt Faltlhauser, Joachim Poß, Rainder Steenblock 
und Karl-Heinrich Hansmeyer im Zeitgespräch „Möglichkeiten und Grenzen einer ökologischen 
Steuerreform", Wirtschaftsdienst 1995, 407. 

56 Vgl. dazu nur Hans-Joachim Stargardt, Die Finanzgarantien der Städte und Gemeinden, 
Gemeindehaushalt 1995, 77; Hans-Günter Henneke, Der kommunale Finanzausgleich, DOV 
1994, 1, jeweils m.w.N. 

57 Als Beispiel für eine Ausnahme sei erwähnt Thomas Lenk, Reformbedarf und Reform-
möglichkeiten des deutschen Finanzausgleichs, 1993. 
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316 
- Ländersteuergarantie 280 
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- Seehafenlasten 271 
- Sonder-Bundesergänzungszuweisungen 

289 
- Sozialhilfeausgaben 307 
- Zerlegung der Lohnsteuer 210, 317 
Bruttoinlandsprodukt 
s. Bruttosozialprodukt 
Bruttoprinzip 
- haushaltsrechtliches 7 0 , 4 0 4 , 4 5 1 
Bruttosozialprodukt 
- Begriff 444 
- Bemessungsgrundlage für Beiträge 482 
- der Gemeinschaft 437, 489 
- -Eigenmittel 187, 437, 443, 446, 460, 478, 

485,487 
- - Einnahmen 1996 478 
- und Konvergenzkriterien 531 
- Wohlstandsindikator 485 f., 500 
- zu Marktpreisen 444, 516 
Budgetbewilligungsrecht des Parlaments 
320 
Bürgersteuer 160 
Bundesamt für Verfassungsschutz 34 
Bundesamt für Wirtschaft 101 
Bundesanstalt für Arbeit 35 
Bundesanstalt für Landwirtschaft und 
Ernährung 38 
Bundesarbeitsgericht 43 
Bundesauftragsverwaltung 31 ff. 
- Bundesaufsicht 32, 53 
- fakultative 32, 319 
- Kostentragung 62 f., 66 f. 
- obligatorische 32 
- Sozialhilfe 305 
Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(BAföG) 60, 65 
Bundesautobahnen 
s. Bundesfernstraßen 
Bundesbank 
s. Deutsche Bundesbank 
Bundeseigene Verwaltung 33 ff. 
- Behörden 33 ff., 101 
- fakultative 34 ,319 
- mittelbare 33 
- obligatorische 33 
- unmittelbare 33 
Bundesergänzungszuweisungen 241 ff., 
281 ff. 
s. auch: Fehlbetrags-Bundesergänzungszu-
weisungen, Sonder-Bundesergänzungszuwei-
sungen, Sonderbedarfs-Bundesergänzungs-
zuweisungen, Ubergangs-Bundesergänzungs-
zuweisungen 

- Ausgleich von Sonderbedarf 230 
- Einbeziehung der neuen Länder 269 
- einfachgesetzliche Regelung 281 ff. 
- Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 

237 
- Empfänger 246 
- Funktion 241 ff. 
- Gesamthöhe 247, 282 
- Hilfe in Haushaltsnotlagen 316 
- letzte Stufe des Finanzausgleichs 223 
- Rechtsprechung des BVerfG 218 
- Sonderregelungen für die neuen Länder 

262 ,267 
- verfassungsrechtliche Vorgaben 241 ff. 
- Vorabauffullung 265 
- wegen einigungsbedingten Nachholbedarfs 

283 
- wegen hoher Kosten politischer Führung 

282, 292 
- Wegfall 299 
Bundesfernstraßen 
- Verwaltung 34, 319 
Bundesfinanzbehörden 33, 38, 156 
Bundesfinanzhof 43 
- Rechtsprechung zu Verbrauchsteuern 145 
- Stellung zum Gemeinschaftsrecht 379 
Bundesfinanzverwaltung 
s. Bundesfinanzbehörden, Finanzverwaltung 
Bundesgerichte 43 
Bundesgerichtshof 43 
Bundesgrenzschutz 34 
Bundeshaushaltsgesetz 78, 151 
Bundeshaushaltsplan 124, 435 
Bundeskompetenzen 
s. auch Finanzierungskompetenzen, Gesetz-
gebungskompetenzen, Verwaltungskompe-
tenzen 
- stillschweigende/ungeschriebene 18 f., 46 
- - als Ausnahmen 46, 103 
- - als ausschließliche Bundesaufgaben 

116 ff. 
- - aus der Natur der Sache 20, 36, 72, 

101 ff., 113 
- - im Bereich der Gesetzgebung 20 f. 
- - im Bereich der Verwaltung 35 ff. 
- - kraft Sachzusammenhangs 20, 115 
- - zur Finanzierung 100 ff., 104, 266, 290 
- - zur Wirtschaftsförderung 85 
Bundeskriminalamt 34 
Bundesländer 
- neue 
- s. neue Länder 
Bundesoberbehörden 
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- selbständige 34 f., 101 
Bundespatentgericht 43 
Bundespost 
s. Deutsche Bundespost, Postwesen 
Bundesrat 
- Änderung des FAG 280, 286 
- Bundesbeteiligung an Sozialhilfekosten 

306 
- Einfluß der Länder über den 27, 53, 162, 

173, 298, 303 
- Entschließung zu den EG-Regierungskon-

ferenzen 364, 555 
- Entschließung zum EUV 336 
- Finanzreform 1969 175 
- Kommission Verfassungsreform 34, 159 
- Mitwirkung an der europäischen Integra-

tion 317 
- Rüstungsaltlastengesetz 98 
- Stimmenanteile der Länder 319 
- und Ausschuß der Regionen 336 
- und EG-Finanzierung 483 
- Vermittlungsausschuß 321 
- Zus t immung 58, 67, 127, 162, 167, 172, 

181 
Bundessozialgericht 43 
Bundessozialhilfegesetz (BSHG) 
s. auch Sozialhilfekosten 
- Ausfuhrung durch die Kommunen 70, 

305 
- Geldleistungsgesetz 65 
Bundesstaat(en) 
s. auch Bundesstaatsprinzip, Föderalismus, 
Staatlichkeit der Länder 
- angelsächsische 30, 53 
- angemessene Finanzausstattung 183 
- Ausgabenverteilung 136 
- Autonomie und Solidarität 235 
- Bereitschaft zur Solidarität 503 
- Bundestreue 28, 208, 257, 367 
- Eingliederung der Mitgliedstaaten 559 
- Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 

237 
- Europäische Union 8, 478, 557 
- Finanzausgleich 2, 346 
- Finanzautonomie 478 
- Finanzverfassung 141, 178, 249 
- internationale Organisationen 434 
- kein einheitlicher Typ 563 
- Länderfinanzausgleich 503 
- Staatlichkeit der Gliedstaaten 5, 183 
- Vielfalt und Unterschiedlichkeit 256, 294 
- Wesen 256 
- zweigliedriger 10, 44, 65, 188 

Bundesstaatsprinzip 
s. auch Bundesstaat, Föderalismus, Bundes-
treue 
- Ausweitung der Bundesergänzungszu-

weisungen 285 
- Einnahmenvertei lung in Osterreich 164 
- Finanzausgleich in der EG 562 ff. 
- föderatives Gleichbehandlungsgebot 243 
- Hilfeleistungspflicht 256, 265, 289 
- Länderfinanzausgleich 217 
- Sicherung im GG 45 
- Umvertei lung 554 
Bundessteuern 183 ff. 
Bundestag 
s. Deutscher Bundestag 
Bundestreue 28, 208, 257, 367 
s. auch Gemeinschaftstreue 
Bundesverband der Deutschen Industrie 
(BDI) 194 
Bundesverfassungsgericht 43 
- Auflösung der EU 560 
- Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Rege-

lung 24, 159, 352 
- Bundesergänzungszuweisungen 245, 248, 

265, 281 f., 284 
- Bundestreue 367 
- eigene Finanzausstattung der Länder 214 
- Finanzverfassung und Grundrechte 178 f. 
- Gebrauchmachen von Gesetzgebungskom-

petenzen 170 
- Gemeinschaftsrecht 341 
- Gleichartigkeit von Steuern 176 
- Grenzen der Kreditaufnahme 206 
- Haushaltsnotlagen 247 f., 253, 257, 289, 

316 
- Justitiabilität der Finanzverfassung 219 ff. 
- kommunale Finanzhoheit 189 
- Länderfinanzausgleich 205, 217 ff., 562 
- - bergrechtliche Förderabgabe 288 
- - Einwohnerwertung 273, 277 
- - Gemeindeeinnahmen 232, 274 f. 
- - Ländereinnahmen 231, 270 
- - Ländersteuergarantie 279 
- - Seehafenlasten 272 
- - Sonderbedarf 201, 224, 229, 264, 296 
- Länderneugliederung 316 
- Maastricht-Urteil 
- - kein Automatismus 524 
- - Kooperationsverhältnis zum E u G H 399 
- - Mitspracherecht des Bundestages 533 f. 
- - Ratifizierung des EUV 326 
- - Terminfestsetzung 520 
- - und Art. 235 EGV 368, 373 
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- - und Art. F Abs. 3 EUV 375 
- - Vorlagepflicht 399 
- - Vorrang des Gemeinschaftsrechts 341 
- - Währungsunion und Politische Union 

556 
- Nivellierungsverbot 242 
- Parallelkompetenzen 119 
- Schutz der Länderkompetenzen 352 
- Sonderabgaben 148 
- Steuererfindungsrecht 167 
- und EuGH 379, 399 
- Verbrauch- und Aufwandsteuem 174 
- Zweitwohnungssteuer 193 
Bundesvervielfaltiger 207 
Bundesverwaltung 
s. bundeseigene Verwaltung 
Bundesverwaltungsgericht 43 
- Haftung für ordnungsgemäße Verwaltung 

57 ff. 
- Konzessionsabgaben 275 
Bundeswasserstraßenverwaltung 33 f., 41, 
319 
Bundeswehrverwaltung 33 
Bundeszuweisungen an die Länder 
s. Finanzzuweisungen 
Bundeszwang 397 
Bußgelder 
s. Geldbußen 

CO2-Steuer 160, 385 
Commonwealth Grants Commission 
(CGC) 321 f. 

Dänemark 
- Vertrag über die EU 324 
- Beitritt zu den Gemeinschaften 329 
- Ubergangsregelungen 488 
- Nutznießer der Agrarpolitik 500 
- Protokoll 538 
- Währungsunion 534, 538, 565 
- Referendum 325 
Darlehensvergabe durch die EG 473 
- an Mitgliedstaaten 465, 468, 473 ff. 
- der Mitgliedstaaten an die EG 447 
- Zinszuschüsse 467, 475 
D D R 
- Altlasten 
- - Mitfinanzierungskompetenz des Bundes 

265 
- Altschulden 152, 283 
Deckungsbedürfhisse 
- von Bund und Ländern 196, 200, 236, 

243 

Deckungsquotenberechnung 202, 261, 
264 
Deckungsquotenverfahren 198, 264 
Defizit 
- übermäßiges öffentliches 
- - Haushaltsdisziplin 516,526, 540 
- - Konvergenzkriterien 528, 531 
- - Protokoll über das Verfahren 516 
- - Sanktionen 544 f. 
- - und Kohäsionsfonds 499, 548 
Delors-Bericht 511, 514 
Delors-Paket 407 
Delors-Paket II 438 
Demokratie 
- parlamentarische 377, 420 
Demokratiedefizit 368 f. 
Demokratieprinzip 
s. auch Legitimation, demokratische 
- Budgetbewilligungsrecht 420 
- der Mitgliedstaaten 363 ,368 ,432 
- gemeinschaftsrechtliches 363 f f , 421 f., 

432 
- Grenze des Art. 235 EGV 361 ff., 401 
- Übertragung von Hoheitsrechten 368 
- Umsatzsteuerverteilung 323 
- und Gemeinschaftstreue 422 
Deutsche Bundesbank 34 
s. auch Zentralbanken, nationale 
- Bundesbankgesetz 151 
- Bundesbankgewinn 151 
- EWI 515 
- Unabhängigkeit 323, 536, 543 
- Vorbild des ESZB 536 
- Vormachtstellung 553 
Deutsche Bundespost 
s. auch Postwesen 
- Ablieferung an den Bundeshaushalt 151 
- Sondervermögen 35 
Deutsche Einheit 185 f. 
s. auch Einigungsvertrag, neue Länder, 
Wiedervereinigung 
- Finanzierung 207 
- Herstellung 138, 248, 285 
- Ubergangsregelungen 257 ff., 266 f. 
Deutscher Bundestag 
s. auch Gemeinsame Verfassungskommission 
- Enquete-Kommission Verfassungsreform 

128, 131, 301 
- Entschließung zum Vertrag über die EU 

364 
- Finanzierung der EG 483 
- Mitspracherecht bei der Währungsunion 

533 
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Deutscher Städtetag 194 
Dienstleistungsfreiheit 391 
Differenzierter Föderalismus 
s. Föderalismus, differenzierter 
Distributionsziel 9 
Doppelkompetenzen 
s. Parallelkompetenzen 
Dumping 383, 395 
Durchlaufende Mittel 198 

EAG 
s. Europäische Atomgemeinschaft 
EAGFL 
s. Europäischer Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft 
E C O F I N - R a t 332, 517, 519, 525, 532 
E C U 510 ff. 
s. auch Europäisches Währungssystem 
- Aufstellung des Haushaltsplans 415, 

466 
- Festschreibung der Zusammensetzung 

513 
- Funktion im E W S 507 f., 510 ff. 
- Halter 510 
- offizielle 510 
- private 511 
- Währungskorb 510 
E E A 
s. Einheitliche Europäische Akte 
E E F 
s. Europäischer Entwicklungsfonds 
effet utile 353, 373 
E F R E 
s. Europäischer Fonds für regionale Ent-
wicklung 
E F W Z 
s. Europäischer Fonds für währungspoliti-
sche Zusammenarbeit 
E G 
s. Europäische Gemeinschaft 
EGKS 
s. Europäische Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl 
EIB 
s. Europäische Investitionsbank 
Eigene Mittel 
- Begriff 432 
Eigenmittel 
s. auch Agrarabgaben, Bruttosozialprodukt-
Eigenmittel, Mehrwertsteuer-Eigenmittel, 
Zölle, Zucker- und Isoglukoseabgaben 
- Abführung an den EG-Haushalt 124 ff., 

484 

- Abgaben im Agrarbereich 450 f., 458 
- Aufbringung 187, 484 
- Ausdruck von Finanzautonomie 433 
- Begriff 432 ff. 
- Behandlung im Bundeshaushalt 124, 187, 

435 
- beitragsähnlicher Charakter 187 
- Einnahmen 1996 478 
- Gesamtobergrenze 446 
- originäre 444 
- rechtliche Einordnung 444 
- Sperrwirkung gegenüber Beiträgen 432 
- traditionelle 444, 459, 484 
- Umverteilungswirkung 488 
- und sonstige Einnahmen 458, 471 
- verkappte 458 
- weitere 453 
Eigenmittelarten 439 ff., 477 
Eigenmittelbeschlüsse 
- Grundlage der Kreditaufnahme 480 
- Inhalt 436 
- Protokollerklärungen 461 
- Ratifizierungsbedürftigkeit 429, 459 
- Rechtsnatur 429 
- völkerrechtliche Verträge 429 
Eigenmittelbeschluß 
- 1970 429, 432, 4 3 6 , 4 8 4 
- 1985 437, 487 
- 1988 437, 484 f., 487 
- 1994 438, 452, 457 f., 467 , 485, 487 f. 
Eigenmittelkategorie 
- „Erlöse aus Anleihen" 471 
- fünfte 439, 452 
Eigenmittelsystem 343, 429, 432, 452, 459, 
482 
Eigenstaatlichkeit der Länder 
s. Staatlichkeit der Länder 
Eigentumsgarantie 179 
Einfuhrumsatzsteuer 144, 184 
Einheit 
s. deutsche Einheit, Einigungsvertrag, neue 
Länder, Wiedervereinigung 
Einheitliche Europäische Akte (EEA) 
- Art. 100 a E W G V 392 
- Aufnahme neuer Politikbereiche 354, 388 
- Gericht erster Instanz 398 
- Präambel 362, 376 
- Schlußakte 523 
- Wirtschafts- und Währungspolitik 359, 

505 f. 
- Zusammenarbeit in der Außenpolitik 329 
Einheitlichkeit 
s. auch Mindestniveau, Sozialstaatsprinzip, 
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Wahrung der Rechts- oder Wirtschafts-
einheit 
- der Lebensverhältnisse 24, 181, 196, 200, 

235 ff., 311 
- der Steuererhebung 457 
Einheitsstaat 317, 562 
Einigungsvertrag 
- Gemeinsame Verfassungskommission 29 
- Finanzierungskompetenz im kulturellen 

Bereich 109 
- Änderung 267 
- finanzverfassungsrechtliche Regelungen 

258 ff., 268 
Einkommensteuer 
- Abschaffung 162 
- Bedeutung im Finanzausgleich 162 
- der EGKS 423 f. 
- der Gemeinschaften 449, 456 
- direkte Steuer 143 
- Ergänzungsabgabe 172 
- Ertragsverteilung 181 ff., 209 f. 
- Gemeindeanteil 163, 190, 195, 207, 174 
- - in den neuen Ländern 267 
- Gemeinschaftssteuer 195 
- Gesetzgebungskompetenz des Bundes 159 
- Hebesatzrecht 310 
- horizontale Ertragsverteilung 209 f. 
- Lohnsteuer 69, 209, 311 
- Personensteuer 144 
- Solidaritätszuschlag 186, 503 
- Steuersubventionen 69 
- und Zweitwohnungssteuer 193 
- Zerlegung 209 f., 215, 268 
- Zuschlagsrecht 310 ,457 
Einkommensteuergesetz 209 
Einkünfte der Gemeinden 
- berücksichtigungsfähige 274 
Einnahmen 
- andere 
- - Begriff 458 
- aus erwerbswirtschaftlicher Tätigkeit 140, 

150 
- berücksichtigungsfähige 270 
- der EG 419 ff. 
- - im Haushaltsjahr 1996 477 
- der Gemeinden 
- - berücksichtigungsfähige 278 
- der Länder 
- - berücksichtigungsfähige 273 
- laufende 196, 198, 206, 299 
- sonstige 
- s. sonstige Einnahmen 
- weitere 150 f., 424 f., 452 

Einnahmenautonomie 314 
Einnahmenverteilung 139 ff., 419 ff. 
s. auch Ertragshoheit, Steuerertragsvertei-
lung 
- Abgrenzung zur Umverteilung 295 
- Auswirkungen der Währungsunion 540 f., 

565 
- horizontale 208 ff. 
- primäre 6, 290, 293 
- und Sozialhilfekosten 307 f. 
- vertikale 139 ff., 205 
- Zuteilung des Eigenen 214 
Einnahmequellen 
- neue der EG 457 
Einwanderungspolitik 330 
Einwohnersteuer 160 
Einwohnerveredelung 
s. Einwohnerwertung 
Einwohnerwertung 
- der größeren Gemeinden 276 f., 296 
- fur die Stadtstaaten 227, 273, 277, 296 
Einwohnerzahl 
- abstrakter Bedarfsmaßstab 225, 232, 245, 

268, 296 
- Bemessungsgrundlage für Finanzbeiträge 

482 
- Grundlage der Ertragsverteilung 212, 216 
Einzelermächtigung 
s. begrenzte Ermächtigung, Grundsatz 
Eisenbahnen des Bundes 140 
- Verwaltung 33 
Eisenbahnneuordnungsgesetz 184, 253, 
271 
Empfangermentalität 240 
Empfehlungen 377, 429, 540 
Energieversorgung 
- Sicherung 110, 113, 121, 138 
Enquete-Kommission Verfassungsreform 
s. Deutscher Bundestag 
Entflechtung 138 
Entscheidungen 377 
Entstehungsgeschichte 176 
- Bedeutung für die Auslegung 58 
- der Finanzverfassung 
- s. Finanzverfassung, Entstehungs-

geschichte 
Entwicklungshilfe 349 
Entwicklungspolitik 354, 388, 390, 403, 
412 
Erblastentilgungsfonds 151, 283 
Erbrecht des Fiskus 153 
Erbschaft-und Schenkungsteuer 144, 188 
Erdbebenhilfe 466 
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Erdrosselungssteuern 142 
Erforderlichkeit 
s. auch Art. 235, Subsidiaritätsprinzip, 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
- bundesgesetzlicher Regelung 23 ff., 159, 235 
- Tatbestandsmerkmal des Art. 235 EGV 

356, 366 
Ergänzungsabgabe 
- Einkommensteuer 162, 171 ff., 184, 186 
- Körperschaftsteuer 184, 186 
Ergänzungsanteile 
s. Umsatzsteuer 
Ergänzungsprogramme 
- Forschung und Technologie 448 
Erhebungskosten 
- Erstattung an die Mitgliedstaaten 404, 

444, 477 
Ermächtigung 
s. begrenzte Ermächtigung 
ERP-Sondervermögen 62 
Erschließung neuer Zuständigkeits-
bereiche 357, 369, 373 
Erschließungsbeiträge 27 
Erträge aus Anlagemitteln 
s. Vermögenserträge 
Ertragshoheit 182 ff. 
- der EG 186, 452, 460 
- des Bundes 168, 184 
- Gemeinschaftsanleihen 475 
- Teilbereich der Steuerhoheit 154 
- und Gesetzgebungshoheit 164 
Ertragsverteilung 
s. Steuerertragsverteilung 
Ertragsverteilungssystem 161 f. 
Ertragszuständigkeit 
s. Ertragshoheit 
ESF 
s. Europäischer Sozialfonds 
Essigsäuresteuer 162 
ESZB 
s. Europäisches System der Zentralbanken 
EU 
s. Europäische Union 
EuGH 
s. Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften 
Euratom 
s. Europäische Atomgemeinschaft 
Euro 537 
- Banknoten 537 
- Münzen 537 
Europa 
vereinigtes 555 

Europa-Union 
18-Punkte-Programm 505 
Europäische Atomgemeinschaft 329 
- Anle ihen-und Darlehenstätigkeit 416, 

462, 470 
- EAG-Vertrag 326 
- Finanzierungskompetenzen 414 
- Forschungs- und Investitionshaushalt 

414 f., 426 
- internationale Organisation 556 
- Verwaltungshaushalt 414 
Europäische Donaukommission 420 
Europäische Freihandelszone (EFTA) 497 
Europäische Gemeinschaft 556 
s. auch Ziele der Gemeinschaft 
- Amt fur amtliche Veröffentlichungen 416 
- Aufgaben und Ziele 347 
- Aufnahme neuer Mitglieder 344 
- - Eigenmittel 
- s. Eigenmittel 
- EG-Vertrag 
- - Handlungsverbote 359 
- - Präambel 355, 489 
- Erweiterung 503 
- Finanzierung der EG 125, 427 ff., 478 
- Finanzierungskompetenzen 407 
- - Kommission 
- s. Kommission 
- Organe 331 ff. 
- - Strukturreform 343 
- Rechtspersönlichkeit 468 
- Verwaltungsbehörden 348, 394 ff. 
Europäische Gemeinschaft fur Kohle und 
Stahl 327, 470, 556 
- Anleihen 462 
- Beitrag zum Verwaltungshaushalt 450, 461 
- EGKS-Vertrag 326 
- - Auslaufen 407, 424 
- Einnahmen 423 
- Finanzierungskompetenzen 406 
- Funktionshaushalt 407, 415 f., 450 
- Garantiefonds 425 
- Hohe Behörde 331, 423, 462 
- Umlage 416, 450, 462 
- - als Steuer 423 
Europäische Gemeinschaften 
- internationale Organisationen 556 
- Kompetenzausstattung 557 
- Supranationalität 561 
- völkerrechtliche Grundlagen 562 
- Völkerrechtssubjekte 560 
Europäische Integration 
- Stand und Entwicklung 317, 346 
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Europäische Investitionsbank (EIB) 337 f. 
- Anleihen 416, 463, 470, 472 
- Finanzierung der Entwicklungshilfe 412 
- Finanzierungsinstrument 409 
- Neues Gemeinschaftsinstrument 466, 473 
- Rechtspersönlichkeit 396, 495 
- Satzung 463, 496 
- Umverteilung 495 ff. 
Europäische Marktordnungen 
s. Agrarmarktordnungen 
Europäische Menschenrechtskonvention 
375 
Europäische Parlamentarier-Union 
- Interlaken-Plan 505 
Europäische Rechnungseinheit (ERE) 
466, 510 
s. auch ECU 
Europäische Stiftung zur Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen 416 
Europäische Union 8, 324 ff. 
s. auch Vertrag über die Europäische 
Un ion 
- Austritt 374, 560 
- Erweiterung 565 f. 
- Grundlagen 327 
- Organe 331 
- Rechtsnatur 556 
- Rechtspersönlichkeit 558 
- Staatlichkeit 479, 555, 565 
- zukünftige Entwicklung 555 
- zwischenstaatliche Einrichtung 561 
Europäische Wirtschafts- und Währungs-
union 
s. Wirtschafts- und Währungsunion 
Europäische Zentralbank (EZB) 338 
- Anhörung bei Vertragsänderungen 342 
- Direktorium 522, 538, 543 
- Errichtung 512, 535 ff. 
- Erweiterter Rat 538 
- Interventionsverpflichtungen 539 
- Rat 538 
- Rechtsetzung 378 
- Unabhängigkeit 542 
Europäischer Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL) 408, 426 
- Abteilung Ausrichtung 134, 388, 490, 

494 
- Abteilung Garantie 500 
Europäischer Entwicklungsfonds (EEF) 
- Finanzierung 412, 427 
- Nebenhaushalt 415 
- Verwaltung 394, 413 

Europäischer Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) 
- Instrument der Strukturpolitik 388 
- Umverteilung 490, 494 
Europäischer Fonds für währungspoliti-
sche Zusammenarbeit (EFWZ) 396 
- Auflösung 465 
- Emission von ECU 510 
- Umwandlung in einen Währungsfonds 

508 
- Verwaltung von Zahlungsbilanzanleihen 

464 
Europäischer Investitionsfonds 497 
Europäischer Rat 332 
- Brüssel 1988 437 
- Edinburgh 1992 352, 430, 438, 498 
- Eigenmittel 437 f., 487 
- Fontainbleau 1984 487 
- Gesamtkonzept für die Anwendung des 

Subsidiaritätsprinzips 352, 366, 375 
- Kohäsions-Finanzinstrument 498 
- Korrekturmechanismus für Großbritannien 

487 
- Madrid 1995 537 
- Neues Gemeinschaftsinstrument 465 f. 
- Rom 1977 465 f. 
- Ubergangsszenario für die Währungs-

union 537 
Europäischer Rechnungshof 335, 413 
Europäischer Sozialfonds (EFS) 
- Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 426 
- Finanzierungskompetenz 409 
- Instrument der Strukturpolitik 387 f. 
- Umverteilung 490, 493 
- Verwaltung 395 
Europäischer Staat 555 f. 
s. auch Europäische Union, Staatlichkeit 
- Einbringen der Bundesrepublik 

Deutschland 558 
Europäischer Währungsfonds (EWF) 508 
Europäischer Wechselkursverbund 508 
Europäischer Wirtschaftsraum (EWR) 
497 
Europäisches Parlament 333 f. 
- Anleihenbegebung 470 
- begrenzte Befugnisse 377 
- Demokratiedefizit 368, 559, 561 
- Demokratieprinzip 362, 421 
- EGKS-Umlage 424, 450 
- Eigenmittelbeschluß 428 ,431 
- Entwurf für eine Verfassung der EU 454 
- Entwurf für einen Vertrag zur Gründung 

der EU 454 
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- Finanzausgleich 501 
- Haushaltsbefugnisse 413, 424 
- Mitwirkungsrechte 392, 421, 441 
Europäisches System der Zentralbanken 
(ESZB) 338 
s. auch Europäische Zentralbank, 
Wirtschafts- und Währungsunion 
- Errichtung 342, 512, 522, 535 ff. 
- Satzung 538 
- Übernahme der Währungshohei t 504 
- Unabhängigkeit 536 
- Verantwortung für die Geldpolitik 385 
Europäisches Währungsinstitut (EWI) 
338 
- Anhörung bei Vertragsänderungen 343 
- Auflösung 535 f. 
- Errichtung 514 
- keine Rechtsetzungskompetenz 378 
- Satzung 515 
- Übernahme der Aufgaben des EFWZ 

465 
- Vorbereitung der dritten Stufe 519, 529, 

537 
- Vorläufer der EZB 514 
Europäisches Währungssystem (EWS) 
505 ff. 
s. auch ECU 
- Abkommen zwischen den Zentralbanken 

509 
- asymmetrische Interventionsverpflich-

tungen 539 
- Bandbreiten 508 
- Erweiterung der Bandbreiten 527,531, 

553 
- Fortfuhrung 552 
- Interventionen 508, 527, 539 
- Kreditmechanismus 465, 501, 508 
- Leitkurse 508 
- neues 539 
- normale Bandbreiten 527, 539 
- Paritätengitter der Leitkurse 510 
- Überwachung durch das EWI 514 
- Umverteilung 501 
- Wechselkursmechanismus 508, 513, 539, 

553 
Europäisches Wechselkurssystem 507 
Europäisches Zentrum für die Förderung 
der Berufsbildung 395, 416 
European Currency Unit 
s. ECU 
EUV 
s. Vertrag über die Europäische Union 
EWG-Vertrag 326, 339 

EWI 
s. Europäisches Währungsinst i tut 
Ewigkeitsgarantie des Art. 79 Abs. 3 GG 
- Bundesstaatsprinzip 45, 368 
- Einbeziehung der neuen Länder in den 

Finanzausgleich 266 f. 
- Demokratieprinzip 368 
- ungeschriebene Bundeskompetenzen als 

Ausnahme 103 
- Wirtschaftsverfassung 140 
EWS 
s. Europäisches Währungssystem 
Exekutive 346 
s. auch Verwaltung 
Exekutivfoderalismus 44, 53 
Exekutivgesetzgebung 368 
EZB 
s. Europäische Zentralbank 

Familienlastenausgleich 70, 202 f., 320 
Fehlbetrags-Bundesergänzungszuwei-
sungen 242, 255, 266, 281 f., 292, 296 
Fernsehrichtlinie 374 
Feuerschutzsteuer 188, 270, 274 
FIAF 
s. Finanzinstrument für die Ausrichtung der 
Fischerei 
Finanz-Verfassungsgesetz 
- österreichisches 4 
Finanzanpassungsgesetz 61 
Finanzaufkommen der Länder 
- angemessenes 300 
- bundesdurchschnitt l iches 269 
- unterdurchschnitt l iches 286 
Finanzausgleich 557 
s. auch Länderfinanzausgleich, Finanzkraft-

ausgleich 
- aktiver 4 
- Begriff 4 ff. 
- bundesstaatsähnlicher 499 
- Entwicklung 504 
- Entwicklungsmöglichkeiten 301 ff. 
- Forderungen 544 
- Funktionsfähigkeit 183 
- gesamtdeutscher 280 
- Grundlagen 1 ff. 
- horizontaler 5 
- Horizontalisierung 298 
- im engeren Sinne 153, 214, 217, 300, 

481, 489, 501 f., 504 f., 519, 539, 546, 
548 ff., 552, 563, 565 

- - Anreizwirkungen 294 
- - Fehlen in der EG 481 
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- - Vereinfachung 295 
- ira weiteren Sinne 504 
- in der EU 324 ff. 
- kommunaler 10, 188, 276, 309 
- Korrekturbedürftigkeit 293 
- Nebenfinanzausgleich 251 
- passiver 4 
- primärer 6 
- sekundärer 6 
- stiller 290 ff. 
- vertikaler 5, 195, 493 
- Ziel 7 
Finanzausgleichsgesetz 
- 1926 170 
- Bundesergänzungszuweisungen 241, 267, 

288 
- BVerfG 218 
- Einbeziehung der neuen Länder 268 
- Fusion von Berlin und Brandenburg 291 
- Ländersteuergarantie 279 
- Terminologie 5 
- Umsatzsteuerverteilung 195, 204, 213 
Finanzausstattung 
- angemessene 178, 183, 215, 222, 243, 

293 f. 
- der EG 431,457 
- der Kommunen 189 
- eigene 214 
Finanzautonomie 
- der EG 431, 434, 457, 459, 478 ff. 
- - Beitragsfinanzierung 425, 489 
- - Bruttosozialprodukt-Eigenmittel 446, 

489 
- - Eigenmittelbeschlüsse 455 
- - Einkommensteuer 449 
- der Länder 130, 234 
- kommunale 189 
- Übertragung auf die EG 456 
- und Staatlichkeit 3, 234, 454, 478 
Finanzbedarf 224 ff., 346, 419 
- allgemeiner 242, 245, 281 
- Feststellung 322 
- kommunaler 232 
Finanzbeiträge 424, 432, 445, 489 
s. auch Aufbringungsschlüssel, Beiträge 
- auf der Grundlage des Bruttosozial-

produkts 446 
- der Mitgliedstaaten 458 
- Ersetzung durch Eigenmittel 427 
Finanzhilfen 
s. auch Beistand, Finanzzuweisungen, 
Strukturhilfegesetz, Zwischenländerfinanz-
hilfen 

- des Bundes nach Art. 104 a Abs. 4 GG 
71 ff. 

- - Anwendungsbeispiele 76 ff. 
- - Anwendungsbereich 73 ff. 
- - Ausnahme vom Konnexitätsprinzip 

71 f. 
- - Berücksichtigung von Sonderbedarf 

230, 296 
- - für die neuen Länder 294 
- - fiir kommunale Investitionen 73, 75 
- - kein Nivellierungsverbot 240 
- - Korrektur der Einnahmenverteilung 

250 ff. 
- - Regelung durch Bundesgesetz 76 ff. 
- - Regelung durch Verwaltungsverein-

barung 78 
- - Wirtschaftsförderung 110, 112 
- - zur Projektfinanzierung 266 
- der EG für Drittstaaten 412,475 
- mittelfristige 465 
Finanzhoheit 
s. Finanzautonomie 
Finanzierung der EG 
- Beteiligung der Länder 125 
- durch Eigenmittel 427 ff. 
- beitragsähnliche 478 
Finanzierungsautonomie 
- der EGKS 423 
Finanzierungsbefugnisse 
s. Finanzierungskompetenzen 
Finanzierungsdefizit 
s. Defizit 
Finanzierungsinstrument für die Umwelt 
(LIFE) 411 
Finanzierungsinstrumente 489 f., 496, 501 
Finanzierungskompetenzen 
- des Bundes 
- - aus der Natur der Sache 117 
- - isolierte 71, 116, 136 
- - ungeschriebene 100, 104, 266, 290 
- - zusätzliche 100 ff. 
- der EG 402 ff. 
- parallele 118 ff., 404 
Finanzinstrument für die Ausrichtung der 
Fischerei (FIAF) 409, 492, 495, 499 
Finanzinstrumente 
s. Finanzierungsinstrumente 
Finanzkraft 218, 224 ff., 231, 500 
- allgemeine 286 
- Angleichung 293 
- Bemessung 271 
- Feststellung 322 
- kommunale 275 
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- länderdurchschnittliche 239, 269, 278, 282 
- Nivellierung 294 
- Steueraufkommen als Indikator 231 
- und Finanzbedarf der Kommunen 224, 

232 
- unterschiedliche 481 
Finanzkraftausgleich 
s. auch Finanzausgleich im engeren Sinne, 
Länderfinanzausgleich 
- Ableitung aus dem Bundesstaatsprinzip 

562 f. 
- finanzieller Beistand 547 
- gesamtdeutscher 262 
- in der EG 501, 549 
- Länderfinanzausgleich als 296 
- Notwendigkeit 548 
Finanzkraftmeßzahl 269, 272, 276, 278, 
282 
Finanzkraftreihenfolge der Länder 214, 
239, 244, 255 f., 279 f., 295 
s. auch Nivellierungsverbot 
Finanzkraftunterschiede 313 
Finanzlage 
- auf Dauer tragbare 531 
Finanzmechanismus 
- allgemeiner 486 
Finanzmonopole 143, 145, 155, 183 
- Einfluß des Gemeinschaftsrechts 155 ff. 
Finanzpläne 
- von Bund und Ländern 198 
Finanzplanung 
- gemeinsame 205 f. 
- mehrjährige 196 f., 199, 204, 320 
Finanzpolitik 
s. auch Fiskalpolitik, Haushaltspolitik 
- Wechselbeziehung 554 
- Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 385, 

504, 518, 564 
Finanzreform 1969 
- Abbau von Mischfinanzierungen 85, 122 
- Abgrenzung der Finanzierungskompeten-

zen 102, 122 
- Gemeinschaftsaufgaben 82 
- Gewerbesteuerumlage 192 
- Haftung für ordnungsgemäße Verwaltung 

58 
- konkurrierende Steuergesetzgebung des 

Bundes 158 
- Konnexitätsprinzip 51, 181 
- Legalisierung von Mischverwaltung und -

finanzierung 136 
- örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern 

174 f. 

- Steuererfindungsrecht 172 
- Verteilung des Umsatzsteueraufkommens 

200, 320 
- Ziele 85, 102, 122 
Finanzreformgesetz 
- Einfügung des Art. 104 a GG 306 
- Entwurf der Bundesregierung 63 
- Geldleistungsgesetze 63 
- Gemeindeanteil am Einkommensteuerauf-

kommen 207 
- Inkrafttreten 177 
- Länderfinanzausgleich 218 
- Verteilung des Umsatzsteueraufkommens 

200 
Finanzschwäche 
- allgemeine 286 
Finanzstaat 139 
Finanztransfers 
s. Transfers 
Finanzverfassung 
- Begriff 3 
- bundesstaatliche 309 
- der EG 343, 454 
- Entstehungsgeschichte 51, 86 
- Funktionsfähigkeit 182 
- Gemeinsame Verfassungskommission 129 
- Justitiabilität 219 ff., 244 
- keine Ausnahme von Art. 71 GG 157 
- Kern der bundesstaatlichen Verfassung 9 
- Kompetenzverteilungssystem 163 
- Konkretisierung des Bundesstaatsprinzips 

257 
- Korrekturbedürftigkeit 293 
- Reform 123 
- Steuererfindungsrecht 167 
- Steuerfinanzierung staatlicher Aufgaben 141 
- System 148 
- tragender Pfeiler der bundesstaatlichen 

Ordnung 221 
- und Grundrechte 178 
- und Haushaltsnotlagen 313 
- und politischer Prozeß 219 ff. 
- verbindlicher Rahmen 221 
- Vorabauffüllung 266 
- Vorschläge zur Änderung 301 
Finanzverfassungsgesetz 1955 51, 181 
Finanzverwaltung 
- der Länder 41 
- des Bundes 33, 38, 156 
- Verwaltung der EG-Abgaben 38 
Finanzzuweisungen 
s. auch Finanzhilfen, Zwischenländerfinanz-
hilfen 
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- des Bundes 3, 55, 204 
- - nach Art. 106 Abs. 4 S. 2 GG 253 
- für den Personennahverkehr 80, 254 
- ungebundene 245, 249, 266, 481, 489, 

500, 501 
- vertikale 296, 501 
- zweckgebundene 249, 252 f., 254, 258, 

296, 500 
Finnland 
- Beitritt zu den Gemeinschaften 329 
- Ubergangsregelungen 488 
- EWS-Wechselkursraechanismus 513 
Fischereipolitik 348, 382, 495 
Fiskalpolitik 
s. auch Finanzpolitik, Haushaltspolitik 
- autonome 544 
- stabilitätsorientierte 531,552 
Fixkurssystem 
- regionales 508, 553 
Flurbereinigungsabkommen 100, 102, 
104 ff., 119, 122, 137 
Föderales Konsolidierungsprogramm 125, 
297, 302 
- Gesetz zur Umsetzung 219, 279, 302 
Föderalismus 304, 317 
s. auch Bundesstaat 
- Aushöhlung 45, 138 
- differenzierter 317 ff., 539 
- Gefährdung 115 
- Grundlagen 368 
- kompetitiver 317 
- kooperativer 103, 317 
- Unterschiedlichkeit 256, 313 
Föderalismusfreundliche Auslegung 44 ff., 
103, 130, 136 
Föderalismus theorie 
- ökonomische 9 
Förderabgabe 
- bergrechtliche 271, 288 
Förderung 
- der gewerblichen Wirtschaft 90 
- des Ausbaus der Infrastruktur 90 
- des Behindertensports 114 
- des Breitensports 114 
- des wirtschaftlichen und sozialen 

Zusammenhalts 563 
- des wirtschaftlichen Wachstums 73, 76 
Folgekonferenz 1996 
s. Revisionskonferenz 1996 
Fonds „Deutsche Einheit" 208, 258, 262 
Fondswirtschaft des Bundes 82, 122, 136 
s. auch Mischfinanzierung, Finanzreform 
Forschung 388 

- Großforschung 109, 116 
- und technologische Entwicklung 448 
Forschungsforderung 410 
- Bund-Länder-Kommission 93 
- Gemeinschaftsaufgabe 42, 93 
Forschungspolitik 354 
Frankreich 
- Beiträge zum Gemeinschaftshaushalt 426 
- EGKS-Vertrag 328 
- EUV 324 
- Mehrwertsteuer 443 
- Nutznießer der Agrarpolitik 500 
- Volksabstimmung 325 
- Vormachtstellung der Bundesbank 553 
- Währungsunion 520, 529 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer 391 f. 
Fusion von Berlin und Brandenburg 
291 ff., 314 f. 
Fusionskontrolle 383 
Fusionsvertrag 331, 450 

Garantiefonds 
- EGKS 425 
GASP 
s. Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik 
Gebrauchmachen 
- von Gesetzgebungskompetenzen 22, 

170 f. 
Gebühren 140, 146 ,231 ,455 
Gehaltsabzüge von Bediensteten der 
Gemeinschaften 
s. Abzüge von Dienstbezügen 
Geldbußen 
- Einnahmen 153, 424, 452, 455 
- Wettbewerbspolitik 395 
- Sanktionen 540, 545 
Geldleistungen 
- aufgrund Gemeinschaftsverordnungen 126 
- aufgrund von Richtlinien 131 
Geldleistungsgesetze 32, 63 ff., 250, 307 
- Anteil der Länder 66 f. 
- Anteil des Bundes 66 f. 
- Anwendungsbereich 64 f. 
- Beteiligung der Kommunen 70 
- quotenmäßige Festlegung 65 f. 
- Umfang der Kostentragung 65 
- Zustimmungsbedürftigkeit 67 
Geldpolitik 
- eigenständige 543 
- einheitliche 530, 544 
- gemeinschaftliche 530, 536 
- stabilitätsorientierte 543 
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- Wechselbeziehung 554 
- Zuständigkeit des ESZB 338, 385, 538 
Geldstrafen 
s. Geldbußen 
Geldzeichen 511 
s. auch Banknoten, Bargeld, Euro, Münzen , 
Zahlungsmittel 
Gemeindeeinnahmen 
Berücksichtigung im Länderfinanzausgleich 
232, 269, 274 ff., 278 
Gemeindefinanzreform 302 
Gemeindefinanzreformgesetz 70, 190, 
192, 207, 258 
Gemeinden 184, 188, 207, 261 
s. auch Kommunen 
- Ertragszuweisung 190 
- Finanzausstattung 188 
Gemeindesteuern 188 
- Abschaffung 190 
- keine Bestandsgarantie 190 
- herkömmliche 176 
- kleine 175 
Gemeindesteuersystem 
- Reform 194 
Gemeindeverbände 184, 193 
- Einnahmen 275 
- Umlagen 275 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 78 
Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik 326, 3 2 9 , 4 1 4 , 5 1 3 
- Verwaltungsausgaben 404 
Gemeinsame Marktorganisation für 
Zucker 440 
s. auch Zucker- und Isoglukoseabgaben 
Gemeinsame Politiken und Maßnahmen 
481 
Gemeinsame Verfassungskommission 
- von Bundestag und Bundesrat 22, 29, 

129, 135, 159, 301 
Gemeinsamer Beschluß der Minister-
präsidenten 29 
Gemeinsamer Markt 
s. auch Binnenmarkt 
- Agrarpolitik 494 
- Art. 100 a EWGV 392 
- Beihilfenaufsicht 405 
- gegenseitiger Beistand 468 
- Koordinierung der Währungspoli t ik 506 
- Tatbestandsmerkmal des Art. 235 EGV 

356 
- Ziel der Gemeinschaft 481 
Gemeinschaften 
s. Europäische Gemeinschaften 

Gemeinschaftsanleihen 463 ff., 469, 474, 
478 
Gemeinschaftsaufgaben 82 ff. 
- abschließende Aufzählung 85 ff. 
- Ausnahmen vom Verbot der Mischfinan-

zierung 116, 266 
- Berücksichtigung von Sonderbedarf 230 
- Einbeziehung von EG-Leistungen 130 
- Erweiterung 120 
- Finanzierung 82 f f , 92 
- Forderung nach Streichung 95 
- Geltung für die neuen Länder 261 
- Großforschung 110 
- Korrektur der Einnahmenvertei lung 253 
- Mischverwaltung 40, 42 
- Nivellierungsverbot 240 
- originäre Länderaufgaben 83 
- sektorale Wirtschaftsförderung 112 
- Sperrwirkung 84 f. 
- und Finanzhilfen des Bundes 72 
Gemeinschaftshaushalt 
s. auch Gesamthaushalt 
- deutscher Anteil 483 
Gemeinschaftsinitiativen 490 
Gemeinschaftskompetenzen 
- Ausdehnung 357, 369, 373 
- ausschließliche 348, 386, 393, 400 
- konkurrierende 349, 386, 393 
- kraft Sachzusammenhangs 353 
- parallele 349, 400 
- Rechtsetzung 381 ff. 
- sachgebietsorientierte 381 
- ungeschriebene 353 
- zielorientierte 389, 391 
- zur Ausgabentragung 402 ff. 
- - ausschließliche 404 
- - parallele 404 
Gemeinschaftsorgane 331 ff. 
Strukturreform der 343 
Gemeinschaftsrecht 
s. auch Vorrang des Gemeinschaftsrechts 
- eigenständige Rechtsordnung 340, 365, 

372 
- Erklärung zur Rangordnung der Rechts-

akte 377 
- Grundprinzipien 361 
- innerstaatliche Umsetzung 21 
- innerstaatlicher Vollzug 17, 37 f., 125 ff. 
- - Aufsicht durch Gemeinschaftsorgane 396 
- nationaler Rechtsanwendungsbefehl 341 
- Nichtanwendbarkeit 374 
- Sonderstellung 340 
- und nationales Recht 339 



Sachregister 673 

- und Völkerrecht 448 
- unmittelbare Anwendbarkeit 340, 381 
- Verwaltungskompetenz 475 
- Völkerrecht 341 
- Vollzug 393 ff. 
- Vollzug durch Mitgliedstaaten 395 f. 
Gemeinschaftssteuern 
- Deutschland 162, 195, 207 
- EG 433, 439, 453 f. 
Gemeinschaftstreue 367, 422, 476, 563, 
566 
s. auch Bundestreue 
Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost 263 
Gemeinschaftszuständigkeiten 
s. Gemeinschaftskompetenzen 
Generalanwalt 380 
Generalermächtigung 354, 388, 400 
s. auch Art. 235 EWGV/EGV 
Gericht erster Instanz 398 
Gerichtshof der Europäischen Gemein-
schaften 335 
s. auch Gericht erster Instanz 
- Auslegung des Gemeinschaftsrechts 372 
- ausschließliche Zuständigkeiten der EG 

348 
- Beamtenklagen 398 
- Demokratieprinzip 362 
- Direktwirkung von Richtlinien 131 f., 378 
- Francovich-Urteil 380 
- gesetzlicher Richter 399 
- Gutachten 1/78 403 
- Gutachten 2/94 375 
- Gutachtenerstattung 398 
- Justitiabilität des EUV 376 
- Klagerecht der EZB 338 
- Konnexitätsprinzip 403 
- Nichtigkeitsklage 397, 535 
- Rechtsfortbildung 379 f. 
- Rückforderung von Beihilfen 405 
- Stellung des Gemeinschaftsrechts 339 ff. 
- und nationale Gerichte 399 
- Vertragsverletzungsverfahren 396 f., 526 
- Vorabentscheidungsverfahren 398 f. 
- Vorrang des Gemeinschaftsrechts 340 
- Währungsunion 535 
- Zurückhaltung 374 
- Zwangsgeld 397 
Gerichtshöfe des Bundes 43 
Gesamtdeutsche Angelegenheiten 108, 266 
Gesamthaushalt der EG 124, 408, 413, 415 
Gesamthaushaltsplan der EG 
- Ausgaben 1996 417 
- EFS 493 

- EGKS-Funktionshaushaltsplan 407, 450 
- Eigenmittel 433 
- Einnahmen 1996 477 f. 
- Gemeinschaftsanleihen 461 
Gesamtstaatliche Repräsentation 105 ff. 
Gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht 73, 
111, 121,206 
- Störung 74 ff., 152 
Gesellschaftsteuer 185 
Gesetz 
- zur Änderung des GG vom 27.10.1994 

22, 27, 159, 235, 301 
- zur Durchführung der Gemeinsamen 

Marktorganisationen (MOG) 38 
- zur Förderung der bäuerlichen Landwirt-

schaft 66 
- zur Regelung der finanziellen Vorausset-

zungen für die Neugliederung der Länder 
Berlin und Brandenburg 291 

- zur Umsetzung des Föderalen Konsoli-
dierungsprogramms (FKPG) 219, 279, 
302 

Gesetzgebung 
- Kompetenzverteilung in Deutschland 

19 ff. 
- Kompetenzverteilung in der EG 346, 377ff. 
- parallele 388 
Gesetzgebungskompetenzen des Bundes 
s. auch Steuergesetzgebungskompetenzen 
- ausschließliche 21 f. 
- für den Beitritt der ehemaligen D D R 108 
- konkurrierende 22 ff. 
- - Bedingungen für die Inanspruchnahme 

301 
Gesundheitswesen 359, 388 f., 411 
Getränkesteuer 176, 193 
Gewerbeertrag 192, 207 
Gewerbekapital 192, 207 
Gewerbekapitalsteuer 
- Abschaffung 194 f. 
Gewerbesteuer 144, 191, 207, 274 
- Reform 192 
Gewerbesteuermeßbetrag 
- einheitlicher 192 
Gewerbesteuerumlage 207 f. 
s. auch Bundesvervielfältiger, Landesverviel-
fältiger 
- einfachgesetzliche Regelung 163 f., 195 
- Einführung durch Finanzreformgesetz 

192, 207 
- Fusion von Berlin und Brandenburg 292 
- im Länderfinanzausgleich 270, 274 
- Verteilung des Länderanteils 214 
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Glaubwürdigkeit 
- der Währungsunion 545 
Gleichartigkeit 
- von Steuern 170 ff., 175 
Gleichbehandlung der Länder 286 
Gleichbehandlungsgebot 
- föderatives 240, 243, 318 
Gleichbehandlungsgrundsatz 121, 178, 
272, 441 
s. auch Gleichheitssatz 
Gleichgewicht 
- gesamtwirtschaftliches 73 ff., 111, 121, 

152, 206 
- außenwirtschaftliches 75 
Gleichheitssatz 
s. auch Gleichbehandlungsgrundsatz 
- allgemeiner 243, 279 
Gleichmäßige Ausgabendeckung 
s. Ausgabendeckung 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung 143 
Gliedstaaten 
s. auch Bundesstaat, Föderalismus, Länder 
- Eigenständigkeit im Finanzbereich 182 
grants-in-aid 80 
Griechenland 
- Beitritt zu den Gemeinschaften 329 
- Erdbebenhilfe 466 
- EUV 324 
- EWS-Wechselkursmechanismus 509 
- Kappungsgrenze 439, 443, 485 
- Kohäsionsfonds 410, 499, 548 
- Solidaritätsbereitschaft 503 
- Ubergangsregelungen 488 
- Ziel-l-Regionen 502 
Großbritannien 
- Beitritt zu den Gemeinschaften 329 
- Eigenmittelbeschluß als Regierungs-

abkommen 430 
- EFRE 494 
- EUV 324 f. 
- EWS-Wechselkursmechanismus 509 
- Kappungsgrenze 485 
- Korrekturmechanismus 437,439,443,486 iE 
- Sozialpolitik 387 
- Übergangsregelungen 488 
- Übertragung von Hoheitsrechten 559 
- Währungsunion 534, 538, 565 
Großforschung 109, 116 
s. auch Forschung 
Grunderwerbsteuer 144, 188, 270 
Grundgesetz 
s. auch Bundesverfassungsgericht, Finanz-
verfassung 

- Gesetz zur Änderung vom 27.10.94 22, 
27, 159, 2 3 5 , 3 0 1 

- schrittweises Inkraftsetzen im Beitritts-
gebiet 260 

Grundrechte 
- Angemessenheit des Länderfinanzaus-

gleichs 234, 238 
- Art. 143 GG 259 
- Finanzmonopole 155 
- Grenzen der Steuergesetzgebung 178 
- in der EG 341 
- Wirtschaftsverfassung 140 
Grundsatz 
s. auch Bundesstaatsprinzip, Rechtsstaats-
prinzip 
- bundesfreundlichen Verhaltens 367 
- der begrenzten Ermächtigung 
- s. begrenzte Ermächtigung 
- der Gleichheit aller Gliedstaaten 318 
- der institutionellen Garantie 370 
- der Verhältnismäßigkeit 
- s. Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
- der Vertragsmäßigkeit 370 
- der vollständigen Finanzierung aus 

Eigenmitteln 459 
- gegenseitiger Loyalität 367 
- gesonderter Ausgabentragung 
- s. Konnexitätsprinzip 
Grundsteuer 144, 191, 274 
Güterkraftverkehr 383 

Haftung 
- außervertragliche 363, 397 
- für ordnungsgemäße Verwaltung 56 ff. 
- - Kommunen 57 
- - Kosten 56 
- - Passivlegitimation des Landes 59 
- - verschuldensunabhängige 60 
- - zusätzliche Sicherung des Bundes 61 
- Staatshaftungsrecht 27 
Haftungsausschluß (Art. 104 b EGV) 516, 
539, 545, 552, 563, 566 
Hamburg 
- Arbeitsgruppe „Finanzreform 1995" 95 
- Einwohnerwertung 227, 273 
- Finanzhilfen des Bundes 77 
- Seehafenlasten 271 
- überdurchschnitt l iche Finanzkraft 283 
- Zerlegung der Lohnsteuer 210 
Handelsmonopol 156 
Handelspolitik 
- gemeinsame 348, 386, 390, 468 
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Harmonisierung der Rechts- und Verwal-
tungs vors chriften 
- Ausschluß 359, 389 
Hausgut der Länder 3, 45 
Haushaltsbehörde 421 
- Rat und Parlament als die beiden Teile 

344 
Haushaltsdisziplin 
s. auch Defizit 
- der EG 4 0 7 , 4 2 1 , 4 6 0 
- der Mitgliedstaaten 515 ff., 540, 567 
- Konvergenzkriterium 528, 530 
Haushaltseinheit 
- Grundsatz 413 
Haushaltsfinanzierung 
- allgemeine 459, 462, 469 ff. 
- monetäre 516 
Haushaltsgesetz 78, 151 
Haushaltsgrundsätze 
- Ausgleich des Haushaltsplans 356, 471 f. 
- Bruttoprinzip 7 0 , 4 0 4 , 4 5 1 
- des Gemeinschaftsrechts 422 
- Haushaltseinheit 413 
- Vollständigkeit 413, 422, 435, 461 
Haushaltslage 
- Überwachung 516 
Haushaltsnotlage 
- Bremen und Saarland 153, 248, 287, 289 
- Bundesergänzungszuweisungen zum 

Zwecke der Haushaltssanierung 289 f. 
- Funktion der Bundesergänzungszuweisun-

gen 247, 287 
- Hilfeleistungspflicht 218, 257, 563 
- Instrumente zur Abhilfe 250 f., 253 
- und Bundesstaatsprinzip 256 f. 
- und Finanzverfassung 313 
- und Länderneugliederung 316 
Haushaltsordnung der EG 415 
Haushaltspolitik 515, 532 
s. auch Defizit , Finanzpolitik, Fiskalpolitik, 
Haushaltsdisziplin 
- disziplinierte 499 
- Wechselbeziehung 554 
- Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 518,564 
Haushaltsrecht 349, 415, 420, 461 
Haushaltssanierung 248, 289 f. 
Haushaltsverfahren 421 
Haushaltsverfassungsrecht 420 
Haushaltsvolumen der Gemeinschaft 417, 
450, 477 f. 
Hebesatz 
- fingierter bundeseinheitl icher 274 
Hebesatzrecht 191 f., 207, 274 

Herstellung 
s. auch Einheitlichkeit 
- einheitlicher Lebensverhältnisse 234 
- gleichwertiger Lebensverhältnisse 25, 

235 
Hertensteiner Programm 327 
Hessen 
- Arbeitsgruppe „Finanzreform 1995" 95 
- örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern 

193 
- Strukturhilfegesetz 251 ,306 
- Zerlegung der Körperschaftsteuer 211 
Hilfeleistungspflicht 
- bundesstaatliche 2 6 5 , 2 8 9 , 3 1 6 
Hochschulbau 
- Gemeinschaftsaufgabe 42, 83, 87 ff. 
- - Einbeziehung der Fachhochschulen 87 
- - Folgekosten 87 
Hochschulbauförderungsgesetz 87 
Horizontale Korrektur 
s. auch Finanzausgleich, Länderfinanz-
ausgleich 
- einfachgesetzliche Regelungen 268 ff. 
Horizontale Transfers 
- zwischen den Ländern 49, 249 
Hundesteuer 180, 193 

Ifo-Institut 
- Gutachten 273 
Im Rat vereinigte Regierungsvertreter der 
Mitgliedstaaten 360 
- Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten 

345 
- Beitragsfinanzierung der EG 447 
- EEF 394 
implied-powers-Lehre 353, 373 
Inanspruchnahme neuer Befugnisse 357, 
369, 373 
Industriepolitik 388, 390, 411 
Inflation 
- Vergemeinschaftung 545 
Inflationsrate 527, 530 
Institutionelle Garantie 
- Grundsatz 370 
Integration 
- differenzierte 565 
- europäische 317, 346 
Interinstitutionelle Vereinbarung 352 
Internationale Organisationen 
- Abzüge von Dienstbezügen 450 
- Beitragsgerechtigkeit 482 
- Demokratieprinzip 363 
- EG 371, 397, 561 
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- Einnahmen 420 
- Finanzierung 419,425 
- Kreditfinanzierung 462 
- Recht 340 
Internationaler Währungsfonds (IWF) 
434, 507 
- Ubereinkommen 508 
Investitionen 
- Begrenzung der Kreditaufnahme 152 
- Neues Gemeinschaftsinstrument 465 
- Tatbestandsmerkmal des Art. 104 a Abs. 4 

GG 74 
- und übermäßiges öffentliches Defizit 

517 
Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost 
78, 138 
Investitionshilfen 
s. Finanzhilfen des Bundes 
Investitionszulagen 68 
Irland 
- Beitritt zu den Gemeinschaften 329 
- EUV 324 
- Kappungsgrenze 439, 443, 485 
- kein übermäßiges Defizit 517 
- Kohäsionsfonds 410, 499, 548 
- Ubergangsregelungen 488 
- Ziel-l-Regionen 502 
Isoglukose 440 
Israel 412 
Italien 
- Beiträge zum Gemeinschaftshaushalt 426 
- Bundesstaatlichkeit 337 
- Darlehen der Gemeinschaft 474 
- EFS 493 
- EGKS-Vertrag 328 
- Erdbebenhilfe 466 
- EUV 324 
- EWS-Wechselkursmechanismus 509 

Jagd- und Fischereisteuern 193 
Jahressteuergesetz 1996 
- Familienlastenausgleich 70, 203, 264 
- Vermögensteuer 188 
Judikative 
s. Rechtsprechung 
Jugendwohlfahrtsgesetz 36, 102, 104 
juste retour 483 
Justitiabilität 
- Art. 72 Abs. 2 GG 23 ff. 
- Finanzverfassung 219 ff., 244 
- Grundsätze für die Umsatzsteuerver-

teilung 181 
- Subsidiaritätsprinzip 352 

Justiz- und Innenpolitik 
s. Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz 
und Inneres 

Kabotage-Verordnung 383 
Kaffeesteuer 145, 184 
Kanada 
- Bundesstaat 8 
- Beitrag in der OECD 419 
Kapital- und Zahlungsverkehr 332, 391 f., 
553 
Kapitalerträge 
s. Vermögenserträge 
Kapitalmarkt 511 
- Inanspruchnahme durch die EG 470 
Kapitalverkehrsteuer 162, 185 
Kartellrecht 349, 383 
Katastrophenhilfe 107 
Kernenergie 33 
Kinderfreibetrag 203 
Kindergeld 70 ,203 
Kirchensteuer 154, 158, 177 
Körperschaften des öffentlichen Rechts 

- bundesunmittelbare 33, 101 
Körperschaftsteuer 
- Aufkommen 270 
- Bedeutung im Finanzausgleich 162 
- Ergänzungsabgabe 172 
- Ertragshoheit des Bundes 182 ff. 
- Gemeinschaftssteuer 195 
- Gesetzgebungskompetenz des Bundes 159 
- Hebesatzrecht 310 
- horizontale Ertragsverteilung 211 
- Personensteuer 144 
- Steuersubventionen 69 
- Zerlegung 209, 215, 268 
- Zuschlagsrecht 310 
Kohäsions-Finanzinstrument 498 
Kohäsionsfonds 497 ff. 
- Finanzierung transeuropäischer Netze 

410, 497 
- Finanzierung von Umweltvorhaben 410, 

497 
- Haushaltsmittel 417 
- Instrument der Strukturpolitik 388, 

409 f. 
- Umverteilungsinstrument 502, 548 
- und Währungsunion 548 
- Verwaltung 395 
Kohäsionspolitik 481, 500 f. 
Kohleindustrie 
s. Steinkohle 
Kokskohlenhilfe 406 
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Kommission 333 
s. auch EGKS, Hohe Behörde 
- Eigenmittelbegriff 433 
- Förderung der ECU-Verwendung 511 
- Forderung nach Kreditaufnahme 470 
- Grünbuch zur Einheitswährung 520 
- Studie „Ein Markt, eine Währung" 542 
- Verwaltung des EEF 413 
- Verwaltungskompetenzen 394, 413 
- Vorbereitung der Währungsunion 517, 

519 f., 529, 537 
- Vorschlagsrecht 333 
Kommission „Erhaltung und Fortentwick-
lung der bundesstaatlichen Ordnung in-
nerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
- auch in einem Vereinten Europa" 310, 
315 f. 
Kommission Finanzverfassungsreform 
- baden-württembergische 302 
Kommission Verfassungsreform 
- des Bundesrates 34, 159 
Kommunalabgabengesetz 
- bayerisches 193 
- schleswig-holsteinisches 173 
Kommunale Haushalte 303 
Kommunalrecht 29 
Kommunen 
s. auch Gemeinden, Gemeindeverbände 
- Beteiligung an Landessteuern 188 
- direkter Anspruch gegen den Bund 81 
- Finanzausstattung 308 
- Finanzbedarf 276 
- ostdeutsche 263 
Kompetenz-Kompetenz 355, 373, 375, 
400, 457, 560 
Kompetenzkatalog 381, 399 ff. 
Kompetenzüberschneidungen 137 
s. auch Parallelkompetenzen 
Kompetenzverfassung 
- bundesstaatliche 313 
Kompetenzvermutung 
- zugunsten der Länder 18,46, 158 
- zugunsten der Mitgliedstaaten 347 
Kompetenzverteilung 
- allgemeine 16, 346 
Kompetenzverteilungsvorschriften 
- Gebot sachgemäßer und funktionsgerech-

ter Auslegung 46 
Konferenz von Bretton Woods 1944 507 
Konkurs eines der Mitgliedstaaten 545 
Konnexitätsprinzip 48 ff., 136 
s. auch Ausgabentragung, Ausgabenverteilung 
- Ausnahmen 62 ff., 184, 250, 266 

- Einfügung durch das Finanzreformgesetz 
181 

- Geldleistungen aufgrund Gemeinschafts-
rechts 127, 130 

- im Gemeinschaftsrecht 402, 413 f., 418 
- Verhältnis zwischen den Ländern 50 
- Verhältnis zwischen Ländern und 

Kommunen 50 
Konsolidierungsprogramm 
s. Föderales Konsolidierungsprogramm 
Konvergenz 
- Anleihe- und Darlehenstransaktionen 466 
- der Wirtschafts- und Währungspolitiken 

507 
- und Finanzkraftausgleich 549 f. 
- wirtschaftliche 518, 530, 549 f. 
Konvergenzkriterien 526 ff. 
- Aufweichung 529 
- Bedeutung und Inhalt 526 ff. 
- Härtung 566 
- ökonomischer Sinn 530 
- Programm zur Erreichung 499 
- Protokoll 527 
- strikte Anwendung 532, 551 
- strikte Auslegung 529 
- Voraussetzungen der Währungsunion 518 
- zur Beschränkung des Teilnehmerkreises 

550 
Konzessionsabgaben 275 
Koordinierung 
- der nationalen Politiken 505 
- der Währungspolitik 506 
- der Wirtschaftspolitik 473,490 
Kopfsteuer 160, 179, 482 
Kosten 
s. auch Ausgaben 
- der Gesetzgebung 53 
- der Rechtsprechung 53 
Kostendeckungsprinzip 146 
Kostenübernahmen oder -abwälzungen 48 
Kraftfahrzeugsteuer 188 
Krankenhausfinanzierungsgesetz 78 
Kreditaufnahme 
s. auch Anleihen, Defizit, Staatsverschul-
dung 
- bei den Zentralbanken 516 
- Einnahmequelle 152 
- Erträge als Eigenmittel 453 
- keine Befugnis der EG 469, 480 
- konjunkturpolitische Bedeutung 299 
- Umsatzsteuerverteilung 198 
- Verbot 470 
- verfassungsrechtliche Grenzen 206 
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Kreditfinanzierung 462 ff. 
Kreise 275 
Kriegsfolgelasten 97 f. 
Künstliche Befruchtung beim Menschen 
27 
Kulturförderung des Bundes 107 
Kulturpolitik 
- EUV 411 
- Finanzierungskompetenzen 106, 109 
- Harmonisierungsverbot 359 
- Hausgut der Länder 45 
- wirtschaftliche Bezüge 357 
- Zuständigkeit der EG 388 f., 411 
Kulturrecht 29 
Kumulierungsverbot 491 
s. auch Strukturfonds 
Kurtaxe 147 

Länder 
s. auch Staatlichkeit 
- ausgleichsberechtigte 233, 269, 278 
- ausgleichspflichtige 233, 269, 278 
- Finanzierung der EG 125 
- leistungsschwache 246, 282 
- Neugründung auf dem Gebiet der DDR 

315 
- Staaten 17 
- Verwaltungseinheiten des Bundes 45 
- Zusammenwirken 83 
Länderautonomie 
- auf der Einnahmenseite 309 
- Mittel zur Neugliederung 316 
- Stärkung 309 ff. 
Länderbefugnisse 
s. Landeskompetenzen 
Länderbehörden 
- Einrichtung 31, 33 
Länderfinanzausgleich 
s. auch Ausgleichsansprüche, Finanzaus-
gleich im engeren Sinne, Finanzkraftaus-
gleich, Finanzkraftreihenfolge 
- Angemessenheit 225, 233, 238 
- - Obergrenze 238 
- - Untergrenze 238 
- Ausgleichsniveau 244, 265 f., 316 
- Begriff 6 
- Beteiligung der Kommunen an der Bera-

tung 221 
- Einbeziehung der neuen Länder 266, 288 
- einfachgesetzliche Regelung 268 ff. 
- Einwohnerwertung 273 
- Ergänzungsanteile 213 ff. 
- Finanzkraftausgleich 231 

- Finanzkraftreihenfolge 255 
- Fusion von Berlin und Brandenburg 292 
- Gemeindefinanzen 269, 274 
- gesamtdeutscher 262 
- Horizontalisierung 299 
- in der EG 502 f. 
- Länderfinanzen 270 
- Maximalabschöpfungsgarantie 280 
- Nivellierungsverbot 218, 238 ff., 294 
- Rechtsprechung des BVerfG 205, 218 
- Sonderbedarf 201, 307 
- sonstigen Einnahmen 271 
- Spitzenausgleich 240 
- Steuern 270 
- systematische Stellung 228 
- Ubergangsbestimmungen 267 
- Umverteilungsvolumen 216 
- und bundesstaatliche Ordnung 205 
- verbindliche Stufenfolge 223 ff., 265, 

284, 295 
- Vereinfachung 295 
- Vertikalisierung 298 
- Vorabauffullung 264 
- Zahlungsverkehr 269 
- Zuweisungen für den Personennahverkehr 

254 
Länderneugliederung 
s. Neugliederung 
Länderparlamente 
s. auch Präsidentinnen und Präsidenten der 
deutschen Länderparlamente 
- Antragsbefugnis im Normenkontrollver-

fahren 26 
- Aushöhlung der Befugnisse 45, 318, 298 
- Entmachtung 94 
Ländersteuergarantie 228, 278 ff., 295, 
297 
Ländersteuern 
- Abschaffung 172 
- Ertragsverteilung 208 
- Gesetzgebungskompetenzen 188 
- im Länderfinanzausgleich 270 
Lagerkostenausgleich 440 
Landesfinanzbehörden 
s. Finanzverwaltung 
Landesgesetzgebung 
- Vorrang 159 
Landeskompetenzen 
- aufgrund Ermächtigung 156 
- Residualkompetenzen 17, 29 
- Steuererfindungsrecht 172 ff. 
- Steuergesetzgebung 167 ff., 174 ff. 
- verbleibende 29 
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Landesminister 
- als Vertreter im Rat 331 
Landesrichter 
- Rahmenvorschrif ten über die Rechtsstel-
lung 43 
Landessteuern 
s. Ländersteuern 
Landesvervielfaltiger 207 
Landwirtschaft 112, 382, 406 
s. auch Agrarpolitik, Agrarmarktordnungen 
Lastenausgleich 33 
Lastenausgleichsabgaben 162, 184 f. 
Lastenverteilungsregel 
s. auch Konnexitätsprinzip 
- allgemeine 51, 181 
Legislative 
s. Gesetzgebung 
Legitimation 
- demokratische 
- s. auch Demokratieprinzip 
- - Europäisches Parlament 334, 363 
- - Forderung des Demokratieprinzips 368 
- - für E innahmen der EG 431 ,435 
- - nationale Parlamente 420, 431, 435, 456 
- - und Kreditaufnahme der EG 476 
Leistungsfähigkeit 
- Bemessungsgrundlage für Finanzbeiträge 

419, 482, 425, 488 
- Besteuerungsprinzip 179 
- der Länder 234 
- der Mitgliedstaaten 486 
- der Steuerpflichtigen 175, 179, 311 
- und Finanzkraft 234 
Lenkungsabgaben 150, 356, 456 
Leuchtmittelsteuer 162, 184 
Liechtenstein 
- Währungsunion mit der Schweiz 561 
Lohnpolitik 547 
Lohnsteuer 69, 209, 311 
s. auch Einkommensteuer, Zerlegung 
Lotteriesteuer 188 
Luftverkehrsverwaltung 33 
Luxemburg 
- Beiträge zum Gemeinschaftshaushalt 426 
- EGKS-Vertrag 328 
- EUV 324 ff. 
- Funktionsfähigkeit der Währungsunion 

522 
- Kappungsgrenze 485 
- Wechselkursverbund mit Belgien 561 

Maastrichter Vertrag 
s. Vertrag über die Europäische Union 

Maastrichter Vertragswerk 
s. Vertrag über die Europäische Union 
MacDougall-Bericht 502 
Marktorganisationen 
s. Agrarmarktordnungen 
Marktwirtschaft 74, 139 f. 
Maximalabschöpfungsgarantie 280 
Mecklenburg-Vorpommern 
s. auch deutsche Einheit, Einigungsvertrag, 
neue Länder, Wiedervereinigung 
- Inkrafttreten des GG 259 
- Seehafenlasten 271 f. 
Mehrwertsteuer 
s. auch Umsatzsteuer 
- -Bemessungsgrundlage 187, 437, 439, 443, 

485 
- - harmonisierte 484 
- -Eigenmittel 187, 437, 439, 442, 445, 447, 

460, 484, 487 
- - E innahmen 1996 478 
- - Kappungsgrenze 439, 443, 485 
- -Vereinheitlichungsrichtlinie 442 
Mengenmäßige Begrenzungen 
- Verbot 391 
Menschenwürde 238 
Minderheitenschutz 222 
Mindestlagermengenabgaben 440 
Mindestniveau öffentlicher Leistungen 
201, 234, 237 f., 311 
Mineralölsteuer 145, 184, 254 
- Aufkommen 270 
Mischfinanzierung 
s. auch Geldleistungsgesetze, Gemein-
schaftsaufgaben 
- Abbau 96, 306 
- Abschaffung 95 
- Ausweitung 307 
- beim Vollzug von Gemeinschaftsrecht 

130 
- in der EG 403, 408, 410, 418 
- Praxis des Bundes 107 
- Strukturfonds 489 ff. 
- Transeuropäische Netze 410 
- und Finanzreform 1969 82, 136, 306 
- und Konnexitätsprinzip 48 
- und Länderfmanzausgleich 249 ff. 
- und Wiedervereinigung 96 f. 
- Verbot 48 
- - Ausnahmen 116, 266 
Mischfinanzierungskompetenzen 
- abschließende Aufzählung 111 f., 116, 136 
Mischverwaltung 39 ff. 
- besondere Formen 41 
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- Finanzreform 1969 136 
- Praxis 116 
- ungeschriebene Bereiche 42 
- Verbot 39 ff. 
Mitgliedstaaten 
- Einstandspflicht für Verbindlichkeiten der 

Gemeinschaft 448 
- Beteiligung am Entscheidungsprozeß 342 
- Herren der Verträge 400, 560 
- mit Ausnahmeregelung 538 ff. 
- Konkurs 545 
- nationale Identität 361, 367, 559 
- Rücksichtnahme auf Verfassungsstrukturen 

366 f., 373, 422, 476, 480 
- Sachwalter des gemeinsamen Interesses 348 
Mittel- und Unterbehörden 
- bundeseigene 35 
Mitverantwortungsabgaben 
s. Agrarabgaben 
Mobilität der Arbeitskräfte 548 
Monetaristen 518 
Monotonie 239 
Montansektor 112 
Montanumlage 450 
Münzausgabe 564 
Münzen 536 
Münzgewinn 151 

Nationale Identität 
s. Mitgliedstaaten 
Nationale Parlamente 
s. Parlamente, nationale 
Naturkatastrophen 546 
Naturkautschuk-Ubereinkommen 403 
Nebenfinanzausgleich 251 
s. auch Strukturhilfegesetz 
Nebenhaushalte 415 
Negativausgaben 449 ,451 ,461 
Nettozahler 487 
Nettozahlerdiskussion 483 
Neue Länder 
s. auch deutsche Einheit, Einigungsvertrag, 
Wiedervereinigung 
- Befreiung von der Vermögensteuerpflicht 

188 
- Bundesergänzungszuweisungen wegen ei-

nigungsbedingten Nachholbedarfs 283 
- Einbeziehung in den Länderfinanzaus-

gleich 266, 268, 302 
- Einbeziehung in die Finanzverfassung 

263, 294 
- Finanzhilfen des Bundes 78 
- Finanzierungskompetenz des Bundes 108 

- Gemeinschaftsaufgaben 90 
- Gewerbesteuerumlage 207 
- Konzentration der Finanzhilfen 251 
- Mittelzuweisungen aus den Strukturfonds 

502 
- Nachholbedarf 229, 284 
- Nichterhebung der Gewerbekapitalsteuer 

192 
- Steuersubventionen 68 
- Übergangsregelungen im Einigungsvertrag 

262 
Neues Gemeinschaftsinstrument (NGI) 
465, 473, 475, 496 
Neugliederung 
s. auch Fusion von Berlin und Branden-
burg 
- des Bundesgebietes 314 ff. 
- durch Vereinbarung zwischen Berlin und 

Brandenburg 293 
Nichtigkeitsklage 397, 535 
Nichtstaatliche zentrale Organisationen 114 
Niederlande 
- Beiträge zum Gemeinschaftshaushalt 426 
- EGKS-Vertrag 328 
- EUV 324 f. 
- Nutznießer der Agrarpolitik 500 
Niederlassungsfreiheit 347, 391 
Niedersachsen 
- Arbeitsgruppe „Finanzreform 1995" 95 
- Auswirkungen des Fonds „Deutsche 

Einheit" 259 
- Finanzhilfen des Bundes 77 
- Horizontalisierung des Länderfinanz-

ausgleichs 300 
- Seehafenlasten 271 
- Symposium des Landtags 312 
- Zerlegung der Lohnsteuer 210 
Niveau der langfristigen Zinssätze 527, 
530 
Nivellierungsverbot 218, 238 ff., 294 
s. auch Finanzkraftreihenfolge 
no bail-out 545 
Nordrhein-Westfalen 
- Auswirkungen des Fonds „Deutsche Ein-

heit" 259 
- Finanzhilfen an Brandenburg 49 
- Forderung nach Länderneugliederung 315 
- Gemeindefinanzen im Länderfinanzaus-

gleich 276 
- Kommission „Erhaltung und Fortentwick-

lung der bundesstaatlichen Ordnung ..." 
310, 315 

- Steinkohlesubventionen 113, 118, 120 
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Normallage 
- föderale 312 

O E C D 
- EuGH-Gutachten 2/92 387 
- Finanzierung 419 
Ökonomisten 518 
Osterreich 
- Ausgaben im Rahmen der EG 125 
- Aushandeln des Finanzausgleichs 221 
- Begriff der Steuerhoheit 154 
- Beitritt zu den Gemeinschaften 329 
- Bundesstaat 8 
- Bundesstaatlichkeit 164, 337 
- differenzierter Bundesstaat 318 
- Einnahmenvertei lung 164 
- EWS-Wechselkursmechanismus 513 
- Finanz-Verfassungsgesetz 4 
- Finanzausgleichsgesetz 221 
- Finanzausgleichssystem 256 
- mittelbare Bundesverwaltung 31 
- Nutznießer der Agrarpolitik 500 
- Privatwirtschaftsverwaltung 16 
- Ubergangsregelungen 488 
- Verfassungsgerichtshof 221 
Operative Ausgaben 404, 414, 450 
s. auch Zweckausgaben 
Ortoli-Fazilität 465 
Osteuropäische Staaten 412, 467 

Parallelkompetenzen 
s. auch Kompetenzüberschneidungen 
- von Bund und Ländern 118 ff. 
- von EG und Mitgliedstaaten 400, 412 
Pariser Vertrag 328 
Parlamente 
s. auch Europäisches Parlament, Länderpar-
lamente 
- nationale 
- - demokratische Legitimation 364, 456 
- - eingeschränkte Funktion 430 
- - Kohäsions-Finanzinstrument 498 
- - und Europäisches Parlament 364 
- - und Finanzhoheit der EG 456 
Parlamentsvorbehalt 476, 524 
Personalkosten 56 
Personennahverkehr 
- öffentlicher 80, 184, 254, 271 
Personensteuern 143, 391 
Planungsausschuß 88, 90 f. 
Politische Union 324, 497, 512, 554 f. 
Polizei- und Ordnungsrecht 29 

Portugal 
- Beitritt zu den Gemeinschaften 329 
- EUV 324 
- Kappungsgrenze 439, 443, 485 
- Kohäsionsfonds 410, 499, 548 
- Solidaritätsbereitschaft 503 
- Ubergangsregelungen 488 
- Ziel-1-Regionen 502 
Postneuordnungsgesetz 151 
Postwesen und Telekommunikation 33, 140 
Präsidentinnen und Präsidenten der deut-
schen Länderparlamente 95, 310 
Preisstabilität 
s. auch Inflation 
- Finanzkraftausgleich als Gefahr 549 
- Gemeinschaftsziel 527 
- gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht 75 
- Konvergenzkriterium 527 
- Sicherung durch das EWS 553 
- Stabilitätsgesetz 75 
- und Konvergenzkriterien 530 
- vorrangiges Ziel der Währungsunion 512, 

542 
- vorrangiges Ziel des ESZB 536 
Primärrecht 
- als Verfassung 339 
- Ents tehung durch völkerrechtliche Ver-

träge 342 
- Forderung nach ausdrücklicher Aufgaben-

verteilung 399 
- Grundsatz begrenzter Ermächtigung 402 
- keine EG-Kompetenz zur Kredi taufnahme 

463, 467, 479 
- Regelungsdichte 381 
- und Eigenmittelbeschlüsse 430 
- und völkervertragsrechdiche Grundsätze 371 
- variabler Umgang mit 552 
Privatisierung 151 
Produktionsabgabe für Isoglukose 440 
Protokoll 
- betreffend den Wirtschafts- und Sozial-

ausschuß und den Ausschuß der Regio-
nen 336 

- über das Verfahren bei einem öffentl ichen 
Defizit 516 

- über den Übergang zur dritten Stufe der 
Wirtschafts- und Währungsunion 523 f. 

- über den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhal t 410, 446, 481, 484, 498 

- über die Konvergenzkriterien 527 
- über die Sozialpolitik 387 
- über die Vorrechte und Befreiungen der 

EG 449 
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- über einige Bes t immungen be t re f fend 
D ä n e m a r k 538 

Quel lenpr inz ip 
s. Betr iebsstät tenprinzip 

Rahmengese tzgebungskompetenz 
- des Bundes 
- - al lgemeine 103 
- - Art. 75 G G 27 ff. 
- - für die Sozialhilfe 304 
- - Vorschlag der Enque te -Kommiss ion 

Verfassungsreform 103 
Rahmenplanung 
- gemeinsame 88, 90 ff. 
Rahmenprogramme 
- Forschung u n d Technologie 377, 388, 

410, 448 
Rat 331 
s. auch ECOFIN-Ra t , Europäischer Rat 
- Landesminis ter als Vertreter 331 
- Mehrhe i t sen t sche idungen 344 
- S t a a t s - u n d Regierungschefs 519 
- vereinigte Regierungsvertreter 345, 360, 

394, 447 
- Wir tschaf ts - u n d Finanzminis ter 
- s. E C O F I N - R a t 
Ratsbeschlüsse 
- uneigent l iche 345 
Realsteuern 
s. auch Gewerbesteuer, Grunds teue r 
- Besitzsteuern 144 
- Ert ragshohei t der G e m e i n d e n 191 
- Ert ragshohei t in Ländern o h n e Gemein-

den 319 
- Gewerbesteuer 207 
- im Länderf inanzausgle ich 274 
- sonstige Steuern 170 
R e c h n u n g s h o f 
s. Europäischer R e c h n u n g s h o f 
Recht der Europäischen Gemeinschaf t en 
s. Gemeinschaf t s rech t 
Rechte und Interessen der Arbe i tnehmer 
392 
Rechts-und Wirtschaftseinheit 24, 158, 181 
Rechtsangle ichung 359, 378, 392 
Rechtsbegriffe 
- u n b e s t i m m t e 182, 196, 233 
Rechtsetzung 
s. auch Gesetzgebung 
- Fo rmen im Gemeinschaf t s rech t 377 
Rechtsetzungsbefugnisse 
s. Gese tzgebungskompetenzen 

Rechtfortbi ldung 379 f. 
Rechtsgrundsätze 
- al lgemeine 363 
Rechtsprechung 43, 346, 397 
Rechtsstaatsprinzip 
- föderat ives Gle ichbehandlungsgebot 318 
- Grundp r inz ip des Gemeinschaf t s rechts 

370 
- im Recht der Mitgl iedstaaten 363, 420 
- Nachprüfba rke i t der Umsatzsteuervertei-

lung 206 
- Notwendigkei t von Ubergangsregelungen 

287 f., 293 
- u n d Besteuerungsgrundsätze 143 
- u n d Ubergangs-Bundesergänzungszuwei-

sungen 287 f. 
- Wi l lkürverbot 206, 228, 279 
Rechtsvereinhei t l ichung 359, 377 
Rechtsverhältnisse des Films 28 
Referenzwerte 517 
Regierungskonferenz 
s. auch Revis ionskonferenz 1996 
- Polit ische U n i o n 324, 497, 512, 555 
- Schlußakte 326 
- Wir tschaf ts - u n d W ä h r u n g s u n i o n 324, 

497, 512 
Regionale Unterschiede 548 f. 
Regionalpol i t ik 
s. auch Strukturpol i t ik 
- EEA 388 
- Konkur renz zur na t iona len 492 
- parallele K o m p e t e n z e n 400 
- Rücküber t ragung auf die Mitgl iedstaaten 

400 
- u n d Kohäsionspol i t ik 502 
Regionen 
- Ausschuß 336 f. 
- Begriff 337 
Reichsabgabenordnung 141, 154 
Rennwett-und Lotteriesteuer 188, 270 
Rentenvers icherung 291 
Repräsentation 
- gesamtstaat l iche 105 ff. 
- na t iona le 106 
Residual -Kompetenz der Länder 17, 29 
Ressortzugehörige Funkt ionen 115 
Restf inanzierung 442, 444, 485 
Revis ionskonferenz 1996 336, 343, 377, 
566 
Rheinland-Pfalz 
- Vorabauffu l lung 265 
Richtl inien 361, 377 ff. 
- Direktwirkung 131, 378 ff. 
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- horizontale Direktwirkung 379 
- Staatshaftung 380, 397 
- - Passivlegitimation 132 f. 
Römische Verträge 329 
Rückerstattungen 488 
Rückwirkung von Gesetzen 
- unechte 287 
Rüstungsaltlasten 98 
Rumänien 
- Finanzhilfen 355 
- Solidaritätsbereitschaft 503 

Saarland 
- angemessene Finanzausstattung 294 
- Finanzhilfen des Bundes 76 
- Haushaltsnotstand 153 ,248 ,287 ,289 ,316 
- keine Einwohnerwertung 274 
- Rückgliederung 260 
- Steinkohlesubventionen 113, 118 
Sach- oder Realsteuern 144 
s. auch Realsteuern 
Sachaufwand 
s. Verwaltungsausgaben 
Sachinvestitionen 74 
Sachkosten 
s. Verwaltungsausgaben 
Sachleistungsgesetze 
- Kostenbeteiligung des Bundes 308 
Sachsen 
s. auch deutsche Einheit, Einigungsvertrag, 
neue Länder, Wiedervereinigung 
- Inkrafttreten des GG 259 
Sachsen-Anhalt 
s. auch deutsche Einheit, Einigungsvertrag, 
neue Länder, Wiedervereinigung 
- Inkrafttreten des GG 259 
Sachverständigenkommission 
- Umsatzsteuerverteilung 196, 323 
Sachverständigenrat 
- zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-

chen Entwicklung 194, 277 
Salzsteuer 162, 184 
Sanktionen 
- bei übermäßigem Defizit 517, 540, 544 
Schaffung neuer Arbeitsplätze 76 
Schattenwirtschaft 444 
Schaumweinsteuer 145 
Schleswig-Holstein 
- Finanzhilfen des Bundes 77 
- Horizontalisierung des Länderfinanz-

ausgleichs 300 
- Kommunalabgabengesetz 173 
- Seehafenlasten 272 

- Zerlegung der Lohnsteuer 210 
Schlichtungskommission 
- Umsatzsteuerverteilung 321 
Schocks 
- asymmetrische 543 
- länderspezifische 542, 542, 547 
Schuldenstand 5 1 6 , 5 2 8 , 5 4 5 
Schutz des Kulturgutes gegen Abwande-
rung ins Ausland 27 
Schweden 
- Beitritt zu den Gemeinschaften 329 
- Übergangsregelungen 488 
- EWS-Wechselkursmechanismus 513 
Schweiz 
- Bundesstaat 8 
- Finanzausgleichssystem 256 
- Kontrolle der Bundeskompetenzen 27 
- Nicht te i lnahme am EWR 497 
- Währungsunion mit Liechtenstein 561 
Schwerbehindertenabgabe 150 
Seehafenlasten 227, 271 ff., 279, 296 
Sekundärrecht 339, 430, 463 
Selbständigkeit der Länder 
s. auch Souveränität, Staatlichkeit 
- Gefährdung 
- - durch Dominanz des Bundes 44 ff. 
- - durch Bundesfinanzhilfen 116, 121 
- Spielraum des Finanzausgleichsgesetz-

gebers 295 
- und Finanzautonomie 234 
- und Mischfinanzierungen 138 
- und Neugliederung 317 
- und Vertikalisierung des Länderfinanz-

ausgleich 298 
Selbstverwaltungsrecht 
- kommunales 189, 190 
Solidarität 
- im Bundesstaat 235, 257 
- und Ausgleichsniveau 316 
- und Souveränität 257 
- zwischen den Mitgliedstaaten 481, 563, 566 
- - erweiterte 501 
Solidaritätsbereitschaft 549 
Solidaritätszuschlag 186, 503 
Sonder-Bundesergänzungszuweisungen 
- zum Zwecke der Haushaltssanierung 289 
Sonderabgaben 140, 147 ff., 356, 456 
Sonderbedarf 
s. auch Seehafenlasten, Sonderbedarfs-
Bundesergänzungszuweisungen 
- Ausgleich 281 
- Ausnahmen vom Konnexitätsprinzip 250 
- bei der Umsatzsteuerverteilung 201 
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- im Länderfinanzausgleich 224, 226 ff., 
232, 264, 271, 296 

- und Leistungsschwäche 247 
- Seehafenlasten 271 ff. 
Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuwei-
sungen 229, 240, 245 f., 266, 277, 281 ff., 
292, 294, 296 
Sonderlasten 
s. Sonderbedarf 
Sondervermögen 
- des Bundes 35, 62, 152 
Sonstige Einnahmen 458 ff., 471, 477 
- Begriff 458 
Souveränität der Länder 2, 257, 317 
Sozialhilfe 
- Übertragung der Entscheidungskompetenz 

auf die Gemeinden 304 
Sozialhilfekosten 302 ff. 
- Berücksichtigung bei der Umsatzsteuer-

verteilung 307 
- Berücksichtigung im Länderfinanzaus-

gleich 277 
Sozialpolitik 387, 389, 409 
s. auch Europäischer Sozialfonds 
- Protokoll 387 
- und Finanzausgleich 547 
Sozialstaatsprinzip 234, 237, 308 
s. auch Einheitlichkeit, Mindestniveau 
Sozialunion 387 
Sozialversicherungslasten 98 f. 
Sozialversicherungssystem 291 
Sozialversicherungsträger 99 
- überregionale 35 
Spanien 
- Beitritt zu den Gemeinschaften 329 
- Bundesstaatlichkeit 337 
- EUV 324 f. 
- Kappungsgrenze 439, 443, 485 
- Kohäsionsfonds 4 1 0 , 4 9 9 , 548 
- Ubergangsregelungen 488 
- Ziel-l-Regionen 502 
special grants 322 
Speiseeissteuer 193 
Spielbankabgabe 188, 274 
- Sonderabgabe 270 
- Spielbankabgabe, Troncabgabe 270 
Spielkartensteuer 162 
Spitzensport 
- Bundesförderung 107 
Staatenbund 8, 557 
Staatenverantwortlichkeit 
- völkerrechtliche 448 
Staatenverbund 8, 556 

Staatlichkeit 
s. auch Europäische Union, Souveränität 
- der Länder 4 5 , 4 9 , 2 1 5 , 2 3 4 
- s. auch Selbständigkeit der Länder 
- der Mitgliedstaaten 456 
- von Bund und Ländern 183 
Staatsangehörigkeit 
- im Bunde 157 
- in den Ländern 27 
Staatsbegriff 561 
Staatsgebiet 561 
Staatsgewalt 561 
Staatshaftungsrecht 27 
s. auch Haftung 
Staatsverschuldung 
s. auch Anleihen, Defizit, Kreditaufnahme 
- Begrenzung 152, 206 
- konjunkturpolitische Funktion 531 
Staatsvertrag vom 18.5.1990 258 
s. auch deutsche Einheit, neue Länder, 
Wiedervereinigung 
Staatsvolk 561 
Staatswerdung der Union 365 
s. auch Europäische Union, Staatlichkeit 
Stabilisierungsziel 9 
Stabilitätsgesetz 74, 111 
Städtebauförderungsgesetz 78, 119 
Stadtstaaten 
- besondere Situation 273 
- Einwohnerwertung 227, 273, 279, 292 
- Steuerzerlegung 210, 215, 268 
Ständige Vertreter der Mitgliedstaaten 
332 
Stahlindustrie 76, 110, 114 
Standortentscheidungen 291 
Starttermin 
- der Währungsunion 518 
Steinkohle 101, 110 
Steinkohlesubventionen 113 f., 118, 120, 
138 
Stellungnahmen 377 
Steuer 
- auf Kohlendioxidemissionen 160, 385 
- auf Schaumwein und Zwischenerzeugnisse 

184 
Steuerarten 143 ff. 
- System 179 
Steueraufkommen 
- Einkommensteuer 270 
- Indikator der Finanzkraft 231 
- örtliches 209, 211, 214 f., 268 
- - Abgrenzung und Zerlegung 208 
- Verteilung 
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- s. Steuerertragsverteilung 
Steuerautonomie der Länder 310 
Steuererfindungsrecht 180, 184 
- der Gemeinschaft 456 
- der Kommunen 174 
- der Länder 172 ff. 
- des Bundes 160 ff. 
- und Ertragskompetenz 163 
Steuerertragsverteilung 182 ff. 
s. auch Einnahmenvertei lung, Ertrags-
hohei t 
- Aufgabe der Verfassung 164, 169 
- horizontale 183, 208 ff., 243 
- primäre 268 
- Trennsystem 182, 444 
- und Bundesstaat 178 
- verbindliche Stufenfolge 223, 243 
- Verbundsystem 183, 195, 445 
- vertikale 181, 182 ff., 208, 214, 243, 245, 

261 
Steuergerechtigkeit 482 
Steuergesetzgebung 
- Grundsätze 181 
- rechtsstaatliche Grenzen 178 
Steuergesetzgebungshoheit 164 
Steuergesetzgebungskompetenzen 153 ff., 
261, 309 
- der Länder 
- - ausschließliche 174 ff. 
- - konkurrierende 167 ff. 
- des Bundes 
- - ausschließliche 154 ff. 
- - konkurrierende 158 
- Verteilung 178 
Steuerharmonisierung 
s. Steuerrechtsharmonisierung 
Steuerhoheit 
- Begriff 153 
- der Gemeinschaft 384, 454 
Steuerkatalog 
- These von der Vollständigkeit 172 
Steuerkraft 231 
- der Länder 223 
- - örtliche 208, 268 
- - wirkliche 208, 215, 268 
- und Finanzkraft 231 f. 
Steuerleistung 
- regionale 212 
Steuermeßbetrag 192 
Steuermeßzahl 192 
Steuern 
- Begriff 141 ff. 
- Begriff der übrigen 160 

- der EG 434 
- s. auch Gemeinschaftssteuern, EGKS-

Umlage 
- direkte 143, 384 
- indirekte 143, 384 
- mit örtlich bedingtem Wirkungskreis 175 
- Sperrwirkung der Abschaffung 180 
- wesentliche Einnahmequelle 139 ff. 
Steuerquellen 164, 168, 171 
Steuerrecht 
- dominierende Stellung des Bundes 180 
- Einfluß des Gemeinschaftsrechts 180, 

182, 384 
- materielles 158 
Steuerrechtsharmonisierung 311, 384 
Steuerreform 
- ökologische 10 
Steuersenkungswettbewerb 314 
Steuerstaat 139 
Steuersubventionen 68 ff. 
Steuersystem 
- verfassungsrechtliche Anforderungen 182 
Steuertypen 160, 163, 165, 171 
Steuervergünstigungen 68 
Steuerverteilung 
s. Steuerertragsverteilung 
Straßengüterverkehrsteuer 162, 185 
Streitkräfte 33 
Strukturfonds 388 
- als Finanzierungsinstrumente 409 
- Ausgaben 1996 417 
- Finanzausgleich im engeren Sinne 489 ff., 

501 f. 
- Gemeinschaftsinitiativen 490 
- Kumulierungsverbot 491 
- Reform 408 f., 490 ff. 
- Umverteilung 489 ff. 
- und EIB 496 
- und Kohäsionsfonds 499 
- und Währungsunion 548 
- Verwaltung 395 
Strukturhilfegesetz 78, 251, 305 
Strukturpolitik 387 f. 
s. auch Agrarstrukturpolitik, Regional-
politik, Strukturfonds 
- im Agrarbereich 408 f. 
- Mischfinanzierung 418 
- Umverteilung 489 ff. 
- Konkurrenz zur nationalen 492 
- und Finanzkraftausgleich 502 
Subsidiaritätsprinzip 
- Gesamtkonzept für die Anwendung 352, 

366, 375 
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- im deutschen Verfassungsrecht 318 
- im Gemeinschaftsrecht 318, 349 ff., 400 
- Justitiabilität 352 
- und Art. 235 EGV 366 
- und Solidarität 502 
Subventionsbericht der Bundesregierung 
68, 118 
Subventionsgewährung 418 

Tabaksteuer 145, 184 
Tatbestandsmäßigkeit der Besteuerung 143 
Technologische Entwicklung 388 
Teesteuer 162, 184 
Terminfestsetzungen 551 
Theorie des Föderalismus 
- ökonomische 309 
Theorie optimaler Währungsräume 547 
Thüringen 
s. auch deutsche Einheit, Einigungsvertrag, 
neue Länder, Wiedervereinigung 
- Inkrafttreten des GG 259 
Tilgungsabgabe 440 
Totalisatorsteuer 270 
Träger der Sozialhilfe 
- örtliche 303 
Transeuropäische Netze 383, 497, 548 
- Finanzierungskompetenz 410 
Transfers 
s. Finanzzuweisungen 
Transferzahlungen 
- abschließende Regelung 249 
Trennsystem 182, 444 
Trennung der Finanzwirtschaften 
- von Bund und Ländern 136 
Treuhandanstalt 
- Verbindlichkeiten 152 
Troeger-Kommission 63, 86, 106 

Überbelastung der Steuerpflichtigen 
- Vermeidung 181, 196, 200, 236 
Ubereinkommen mit Drittstaaten 
- handelspolitische 386 
Ubergangs-Bundesergänzungszuweisungen 
286, 292, 294 

Ubergangsregelung 
- Änderungen der Finanzverfassung 300 
- Einführung der Eigenmittelfinanzierung 

447 
- für die neuen Länder 257 ff., 268 
- für neue Mitgliedstaaten 488 
- Fusion von Berlin und Brandenburg 

291 ff. 

- Notwendigkeit 287 
Übertragung von Hoheitsrechten 
- Bestimmtheit 480 
- demokratische Legitimation 368 
- der Finanzhoheit 456 
- Gemeinschaftstreue 422 
- Staatlichkeit der EU 558, 562 
Umrechnungskurse 
- unwiderrufliche Festlegung 526 
Umsatzsteuer 
s. auch Einfuhrumsatzsteuer, Mehrwert-
steuer, Umsatzsteueraufkommen, Umsatz-
steuerverteilung 
- Bestandsgarantie 162, 182 
- -Binnenmarktgesetz 145 
- Einfluß des Gemeinschaftsrechts 162 
- Funktion in der Finanzverfassung 182 
- Gesetzgebungskompetenz des Bundes 159 
- Gleichartigkeit 176, 193 
- indirekte Steuer 143 
- rechtliche Einordnung 144 
- Verteilung nach dem Verbundsystem 183 
Umsatzsteueraufkommen 
s. auch Umsatzsteuerverteilung 
- Berücksichtigung im Länderfmanzaus-

gleich 270 
- Beteiligung der Kommunen 194 f. 
Umsatzsteuerverteilung 
s. auch Deckungsbedürfnisse, Ausgaben, 
notwendige 
- bedarfsorientierte 268 
- durchlaufende Mittel 198 
- horizontale 261, 292, 299 
- nach der Einwohnerzahl 212, 216 
- Neufestsetzung der Anteile 55, 203 
- - beim Abbau von Mischfinanzierungen 

96 
- - Einbeziehung der neuen Länder 264 
- - und Haushaltsnotstand 289 
- - wegen neuer Ländersteuern 173 
- Objektivierung 320 ff. 
- Sachverständigenkommission 196, 323 
- Verteilung auf Bund und Länder 
- - Berücksichtigung der EG-Lasten 125 
- - Berücksichtigung von Sonderbedarf 

226 ff., 296 
- - durch Bundesgesetz 55, 163 
- - flexibles Element der Ertragsverteilung 

55, 165 
- - Schwerfälligkeit 62 
- Verteilung des Länderanteils 211 
- - Ergänzungsanteile 213 f., 223, 244, 262, 

268, 295 
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- - nach der E inwohnerzah l 244 
- - Sonderregelungen im Einigungsvertrag 

261 f. 
- Vertei lungsgrundsätze 181 f., 195 ff., 236 
- vertikale 228, 252, 305 
Umverte i lung 
s. auch Finanzausgleich im engeren Sinne, 
Finanzkraf tausgleich, Länderf inanzausgle ich 
- Aufgabener fu l lung 5 
- Ergänzungsantei le 213, 215 
- Finanzausgleich im engeren Sinne 
217 ff. 
- in der EG 481 ff. 
- - du rch Ausgaben 489 ff. 
- - übe r die E i n n a h m e n 482 
- stiller Finanzausgleich 290 
- u n d Ertragsverteilung 214 ff., 295 
Umverte ih ingsmechan i smen 
- außerha lb der Finanzverfassung 291 
Umwel tabgaben 147, 150, 165, 384 
Umwel tpo l i t ik 
- EEA 354, 388 
- F inanzierung 411 
- Gemeinscha f t skompe tenz 354, 388 f. 
- Kohäs ions fonds 410, 497, 548 
- Lenkungsabgaben 456 
Umwel t s teuern 384 
Ungarn 
- F inanzhi l fen 467 
Ungle i chhe i t 
- föderalist isches Prinzip 256 
U N I C E F 
- F inanz ie rung 434 
U n i o n Européenne des Fédéralistes (UEF) 
- Vorentwurf fu r eine europäische Verfas-

sung 505 
Unionsbürgerschaf t 561 
Unionsvertrag 
s. Vertrag übe r die Europäische U n i o n 
Untätigkeitsklage 397, 526 
Unverz ins l i che Einlage 
- Sankt ion 540 
U S A 
- A u s f ü h r u n g von Bundesgesetzen 31 
- Beitrag in der O E C D 419 
- Bundesstaat 8 
- Finanzausgleichssystem 256 
- Finanztransfers für Sozialhilfe 304 
- grants-in-aid 80 
- Kontro l le der Bundeskompe tenzen 27 
- Supreme C o u r t 221 

Veräußerungserlöse 452 

Veranlassungsprinzip 
s. Verursacherprinzip 
Verbesserung 
- der Agrarstruktur u n d des Küstenschutzes 
- - Gemeinschaf t saufgabe 42, 83, 91, 130 
- der Infras t ruktur 76 
- der Lebens- u n d Arbe i t sbed ingungen der 

Arbeitskräfte 387 
- der regionalen Wir t schaf t ss t ruktur 
- - Gemeinschaf t saufgabe 42, 83, 89 ff., 

492 
Verbrauch- und Aufwandsteuern 
s. auch Zwei twohnungss teuer 
- ör t l iche 174 ff. 
- - Begriff 174 f. 
- - Ents tehungsgeschichte 176 
- - Er t ragshohei t der G e m e i n d e n 184, 193 
- - Er t ragshohei t in Ländern o h n e Gemein-

den 319 
- - Gese tzgebungskompetenz der Länder 

158 f. 
- - Gleichartigkeit 175 ff. 
- - im Länderf inanzausgle ich 274 
Verbraucherschutz 388, 390, 411 
Verbrauchsteuer-Binnenmarktgesetz 145, 
184 
Verbrauchsteuern 
- a l lgemeine 176 
- Begriff 143 ff., 174 f. 
- der Gemeinschaf t 454 
- Er t ragshohei t 183 f., 188 
- Gese tzgebungskompetenzen der Länder 

174 ff. 
- Minera löls teuer 254 
- überör t l iche 184 
Verbundsystem 183, 195, 445 
Vereinigtes Königre ich 
s. Großb r i t ann i en 
Vereinigte Staaten v o n Amerika 
s. USA 
Vereinte N a t i o n e n 
- deutsche Beiträge 124 
- F inanz ie rung 124, 419 f. 
- U N I C E F 434 
Verfassungsgerichte der Mitgl iedstaaten 
374 
Verfassungsgerichtshof 
- österreichischer 221 
Verfassungsrecht 
- der Länder 29 
- na t ionales 559 
Vergesel lschaftung 140 
Vergnügungsteuer 193, 274 
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Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
- Äquiva lenzpr inz ip 147 
- Bedeu tung im Bund-Länder-Verhältnis 46, 

117, 288 
- im Gemeinschaf t s rech t 350 f. 
- Notwendigkei t v o n Ubergangsregelungen 

287, 293 
- u n d ungeschr iebene Bundesaufgaben 117 
Verkehrsinfrastruktur 76, 497 
Verkehrspolit ik 
- gemeinsame 383, 406 
Verkehrsteuern 143, 183 
Vermietungen v o n Eigentum der Gemein-
schaft 452 
Vermögensabgabe 
- einmalige 162, 185 
Vermögenserträge 150, 425, 434, 452 
Vermögensteuer 144, 172, 188 
Vermutung 
s. K o m p e t e n z v e r m u t u n g 
Verordnung 
- Nr. 25 übe r die F inanzierung der gemein-

samen Agrarpoli t ik 408, 428 
- Nr. 729/79 über die F inanzierung der ge-

m e i n s a m e n Agrarpoli t ik 134 
Verordnungen 
- im Gemeinschaf t s rech t 339 f., 377 f. 
Versammlung 331 
Versicheningssteuer 144, 185 
Verteilung der Steuererträge 
s. Steuerertragsverteilung 
Vertrag über die Europäische U n i o n 324 ff. 
- acquis communau ta i r e 477 
- A n w e n d u n g v o n völkervertragsrechtl ichen 

Grundsä t zen 534 
- A u f h e b u n g von Art. 200 E W G V 428 
- E i n f ü g u n g neuer K o m p e t e n z e n 383 ,411 , 

414 
- Erklärungen 326 
- Gemeinsame Außen- u n d Sicherheitspoli-

tik 404, 414 
- Kohäs ions fonds 497 f. 
- Neufassung des EWG-Vertrags 469, 473, 481 
- ökonomische Diskussion 541 
- Präambel 361 
- Protokoll über den wir tschaf t l ichen u n d 

sozialen Z u s a m m e n h a l t 410, 446, 481, 
484, 498 

- Protokoll über die Sozialpoli t ik 387 
- Protokolle 326 
- Rat i f iz ierung 325 f., 498, 556 
- W ä h r u n g s u n i o n als Kerne lement 504, 

512 

- Ziele der Gemeinschaf t 481 
- Zusammenarbe i t in den Bereichen Just iz 

u n d Inneres 404, 414 
Vertrag über die Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaf t für Koh le und Stahl 
326, 407, 424 
Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaf t 326 
Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 
s. EWG-Vertrag 
Vertragsänderung 
- Abgrenzung zu Art. 235 EGV 358 f., 

498 
- durch übe re ins t immende Praxis 371 f. 
- En t sche idung der Mitgl iedstaaten 560 
- F inanzvorschr i f ten 460 
- materielle 475 
- Rat if izierung 429 
- Regierungskonferenz 342 
- Sondervorschr i f ten 343, 425 
- u n d Vertragsauslegung 371 f. 
- Verfahren 342 ff. 
Vertragsauslegung 371 
Vertragsmäßigkeit 
- Grundsa tz 370 
Vertragsverletzungsverfahren 396 f., 526 
Vertrauensschutz 121 
Verursacherprinzip 51 ff., 64, 127, 304, 308 
Verwaltung 
s. A u s f u h r u n g 
Verwaltung der EG-Abgaben 38 
Verwaltungsausgaben 
s. auch Zweckausgaben 
- Abgrenzung zu Zweckausgaben 56, 405 
- Begriff 56 
- der EGKS 406, 450 
- der E W G / E G 404 f., 426 
- Gemeinschaf t saufgaben 92 f. 
- Haf tungskos ten 56 ff. 
- Kriegsfolgelasten 97 
- neuer Gemeinschaf t spol i t iken 414 
Verwaltungsbehörden der EG 394 ff. 
Verwaltungseinnahmen 
- in Deu t sch land 153 
- der Gemeinscha f t 452 
- - E i n n a h m e n 1996 478 
Verwaltungsgebühren 146 
Verwaltungskompetenzen 
- v o n B u n d u n d Ländern 30 ff. 
- für Steuern 153 
- für den gemeinschaf t s in te rnen Bereich 

394 
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- ungeschr iebene des Bundes 36, 117, 137 
- der EG 394 ff. 
Verwaltungsverfahren 
- Regelung durch den B u n d 31 f., 54 
Verwaltungsvorschriften 
- al lgemeine 33 
- K o m p e t e n z z u m Erlaß 53 
Verzugszinsen 452 
Verzugszuschläge 424 
Viereck 
- magisches 75 
Völkergewohnhei t srecht 371, 475 
Völkerrecht 370, 447, 509 
- Not i f i z ie rung 534 
- Rückgriff auf allgemeine Regeln 372 
- Rückgriff auf völkervertragsrechtl iche 

Grundsä tze 371, 373 
- Vorbehal t 534 
- Verträge 371 
- Verträge zwischen den Mitgl iedstaaten 

345 
Vollständigkeit des Haushalts 413, 422, 
435, 461 
Vollzug 
s. A u s f ü h r u n g 
Vorabauffi i l lung 263 ff. 
Vorabaufful lungsmodel le 265 
Vorabentscheidungsverfahren 398 f. 
Vorrang des Gemeinschaftsrechts 340, 
349, 365, 367, 381, 397 
Vorschüsse 
- rückzahlbare u n d n ich t rückzahlbare 437, 

447 

Währung 
- eigenständige 537 
- e inhei t l iche europäische 505, 514, 537, 

554 
- - Voraussetzungen der E i n f ü h r u n g 519, 

538 
- na t iona le 539 
Währungsausgle ichsbeträge 451, 458 
Währungsausschuß 
- Beratender 332, 338, 506 
Währungsaußenpol i t ik 385 
W ä h r u n g s h o h e i t 
- Ubergang auf die Gemeinschaf t 504, 537, 

556, 564 
- während der zweiten Stufe 515 
- W a r n u n g vor isolierter Über t ragung 554 f. 
Währungs inst i tut ionen 
- in ternat ionale 510 
Währungspol i t ik 505 

- EEA 359 
- Koord in ie rung 506 
Währungsraum 
- op t imaler 550 
Währungsreserven 536 
Währungss icherung 323 
W ä h r u n g s u n i o n 
s. auch Wir t schaf t s - u n d W ä h r u n g s u n i o n 
- als K r ö n u n g 518 
- als Stabi l i tä tsunion 545 
- deutsch-deutsche 547 
- geschicht l iche Er fahrungen 555 
- ö k o n o m i s c h e Konsequenzen 541 
- u n d pol i t ische U n i o n 554 
Währungswesen 
s. auch : W ä h r u n g s h o h e i t , Währungspo l i t ik 
- ausschließl iche K o m p e t e n z des Bundes 

157 
- Kompetenzver te i lung 385 
- Übergang der Zuständigkei t 536 
Wahl 
- Grundsa tz der Gle ichhei t 434, 364 
Wahlrecht 
- einheit l iches 364 
Wahrung der Rechts- oder Wirtschafts-
e inhei t 24, 158, 181 
s. auch Einhei t l ichkei t 
Warenverkehr 391 
Wasserstraßenverwaltung 
s. Bundeswassers t raßenverwal tung 
Wechse lkursänderungen 505, 543 
Wechselkurs instrument 

- Wegfall 543 
Wechselkurskriterium 531 
Wechselkurspol i t ik 506, 543 
Wechse lkurssystem 508 
Wechse l s teuer 162, 185 
Wehrstrafgerichte 43 
Weimarer Reichsverfassung 154, 158, 177 
Werftindustrie 110, 113 f. 
Werner-Plan 507 
Wertschöpfungss teuer 160, 194 
Wettbewerbspol i t ik 
- Zuständigkei t der EG 383, 405 
- Vollzug 395 
Wettbewerbssachen 398 
Wettbewerbsverzerrungen 360 
Wiedervere in igung 
s. auch deutsche Einhei t , Einigungsvertrag, 
neue Länder 
- deutsche 
- - Einhei t l ichkei t der Lebensverhäl tnisse 

25 
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- - Finanzierungskompetenz des Bundes 
266 

- - gesamtdeutscher Länderfinanzausgleich 
241 

- - Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
108 

- - Ubergangsregelungen 257 ff. 
- - und Länderautonomie 317 
- - Zunahme von Mischfinanzierungen 96, 

103 
- - Zwischenländerfinanzhilfen 49 
Wiener Vertragsrechtskonvention (WVK) 
370, 475, 534 
Willkürverbot 228, 279 
Wirtschaftlicher und sozialer Zusammen-
halt 387, 489 
- Stärkung 393, 481, 3 
- Protokoll 410, 446, 481, 484, 498 
Wirtschafts- und Finanzausschuß 332, 338 
Wirtschafts- und Sozialausschuß 336, 392, 
416, 433 
Wirtschafts- und Währungsunion 504 ff. 
- Auswirkungen auf Ausgaben- und Einnah-

menverteilung 540 
- Auswirkungen auf die Aufgabenverteilung 

513 ff. 
- Auswirkungen auf die Aufgabenverteilung, 

513 
- Beschränkung des Teilnehmerkreises 550 
- dritte Stufe 469, 518 ff. 
- - bedingter Automatismus 521 ,524 
- - Beginn 378, 385, 504 
- - Entscheidungsverfahren 519 ff. 
- - Mitspracherecht des Deutschen Bundes-

tages 533 
- - Protokoll über den Ubergang 523 
- - Rechtspflicht zum Eintritt 553 
- - Ubergangsszenario 537 
- - Verbindlichkeit des Eintrittstermins 523 
- - Verschiebung 519, 523 
- - Verzögerungstaktik als Vertragsverstoß 

523 
- erste Stufe 512 f. 
- geschichtliche Erfahrungen 555 
- Glaubwürdigkeit 551 
- Haushaltsdisziplin nach Beginn der drit-

ten Stufe 567 
- Kohäsionsfonds 497, 499 
- Mittel zur Erreichung der Gemeinschafts-

ziele 481 
- politische Motive 552, 554 
- Solidargemeinschaft 554 
- Stabilitätsorientierung 551 

- Stabilitätsziel 527, 533 
- Strukturpolitik 388 
- Stufenfolge 343, 513 
- Umverteilung 503 
- Vor- und Nachteile 541 
- Vorbehalt der Funktionsfähigkeit 521 f., 

563 
- Vorgeschichte 505 ff. 
- Zusammensetzung des Rates 332 
- zweite Stufe 378, 465, 514 ff. 
- - Verlängerung 523 
Wirts chaftsförderung 
s. auch Beihilfen, Steinkohlesubventionen 
- Bundeskompetenzen 72, 110 ff. 
- durch Bundesoberbehörden 101 
- gesamtstaatliche 122 
- Mischfinanzierungen 137 
- Parallelkompetenzen 119 ff., 137 
- regionale 84, 111, 121 
- sektorale 91, 112, 119, 121 
Wirtschaftskraft 500 
- der Mitgliedstaaten 484 
Wirtschaftspolitik 
- allgemeine 385, 504, 512, 515. 518, 536, 

540, 564 
- EEA 359 
- koordinierte 506 
Wirtschaftspolitische Neutralität 
- des Grundgesetzes 140 
Wirtschaftsrecht 351, 381 
Wirtschaftssanktionen 386 
Wirtschaftssubventionen 
s. Beihilfen, Wirtschaftsförderung 
Wirtschaftswachstum 75, 77 
Wissenschaftl icher Beirat beim BMF 194, 
310, 321 
Wissenschaftsrat 89 
Wohngcldgesetz 65 
Wohnsitzprinzip 
s. auch Betriebsstättenprinzip, Zerlegung 
- bei der Steuerzerlegung 210, 215, 268, 

295 

Zahlungen 
- zweckgebundene 245 
Zahlungsbilanz 516 
Zahlungsbilanzanleihen 464 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten 468, 473, 506 
Zahlungsmittel 
s. auch Banknoten, Bargeld, Münzen 
- nationale 527 
Zahlungssysteme 
- Funktionieren 536 
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Zahlungsverkehr 339, 506, 511 
s. auch Kapital- u n d Zahlungsverkehr 
Zentralbank 
s. auch Europäische Zent ra lbank 
- na t ionale 338, 510^535, 543 
- - integrale Bestandteile des ESZB 536 
- - Unabhängigke i t 524, 536 
Zentralverwaltungswirtschaft 139 
Zerlegung 
s. auch Betr iebsstät tenprinzip, 
Wohns i t zp r inz ip , Zerlegungsgesetz 
- der Lohns teuer 2 1 5 , 2 6 8 , 2 9 5 
- der Körperschaf ts teuer 2 1 5 , 2 6 8 
- Umver te i lungswirkung 268 
Zerlegungsgesetz 209, 211 
Zie l - l -Reg ionen 491, 494, 502 
Z ie l e der Gemeinschaf t 
- Art . 235 EGV 355, 472 
- im EG-Vertrag 347, 481 
- Stabilitätsziel 527, 533 
Zielverwirkl ichung 
- unmi t te lbare 355 f., 373, 472 ff. 
Zinsabschlag 210 
Zinsabschlagsgesetz 190 
Zinsaufschläge 545 
Zinsniveau 527, 545 
Zinssätze 
- langfristige 527, 530 
Zinszuschüsse 467, 475 
Zöl l e 
s. auch Außenzöl le , Binnenzöl le 
- a u f E G K S - P r o d u k t e 4 4 2 , 4 6 0 
- Begriff 145 
- Eigenmit te l 124, 434, 436, 441 f., 444, 

459, 484 
- E i n n a h m e n 1996 478 
- Erhebungskos ten 404, 477 
- Ert ragshohei t 183, 186 
- Gese tzgebungskompetenz des Bundes 154 
- schrittweise Einse tzung in den 

Gemeinschaf t shausha l t 447 
- Steuerart 143, 145 
- Vorschrif ten im EG-Vertrag 391 
Z o l l k o d e x 154, 381 
Zol lpol i t ik 348 
Zolltarif 
- Gemeinsamer 381, 428, 432 

Zoll tari fhoheit 381 
Zolltarifrecht 154 
Zol lwesen 381 
Zonenrandförderung 68, 108 
Zucker- und Isoglukoseabgaben 
- Abgaben im R a h m e n der EG 187 
- Eigenmit tel 440 f., 444, 447, 459, 477 
- E i n n a h m e n 1996 478 
- Lagerkostenausgleichsabgaben 440 
- Mindes t l agermengenabgaben 440 
- Produkt ionsabgaben 440 
Zuckersteuer 162, 184 
Z ü n d w a r e n m o n o p o l 145 
Zündwarensteuer 162 
Zusammenarbei t in den Bere ichen Justiz 
und Inneres 326, 330, 513 

- Ausgabent ragung 414 
- Verwaltungsausgaben 404 
Zusatzabgabe (Milch) 451 
Zusatzprogramme 
- F inanzierung 411 
Zuständigkeitsvermutung 
s. K o m p e t e n z v e r m u t u n g 
Zuwei sungen 
s. F inanzzuweisungen 
Z u w e n d u n g e n 
- unentgel t l iche 153, 452 
Zwangsgelder 397, 452 
Zwangsvol lstreckung 
- gegen Staaten 397 
Zweckausgaben 
s. auch operative Ausgaben, Verwaltungs-
ausgaben 
- Begriff 56 
- Abgrenzung zu Verwaltungsausgaben 

56 
- Bundesauf t ragsverwal tung 62 
- Gemeinschaf t saufgaben 92 f. 
- Ausgaben aufgrund v o n Gemeinschaf t s -

recht 126 
- operat ive Ausgaben der Gemeinscha f t en 

404 f., 414, 450 
Zwei fe l an der Normativität 
- der Vorschrif ten über die W ä h r u n g s u n i o n 

552 
Zwei twohnungss teuer 177, 193 
Zwischenländerf inanzhi l fen 49, 249 
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